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Ansprache
von Bundeskanzler Konrad Adenauer

am 5. September 1957 anläßIich der Unterzeichnung
des Verwaltungsabkommens zwischen Bund und Ländern

über die Errichtung eines Wissenschaftsrates

Wir stehen heute vor dem Abschluß zweier Verwaltungsabkommen, die -
so möchte ich hoffen - dem wissenschaftlichen Leben in der Bundesrepu-
blik neue Impulse geben werden. Ich darf Sie daran erinnern, daß wir bei
unserer gemeinsamen Besprechung am 2L.März 1957 uns darüber einig
geworden sind, daß Bund und Länder bei der Förderung der Wissen-
schaft und Forschung in gemeinschafUicher Anstrengung zusammenwir-
ken müssen. In den beiden Abkommen, die in den Verhandlungen der von
uns eingesetzten Ausschüsse zustande gekommen sind, sehe ich einen
ersten erfolgreichen Schritt in dieser Richtung.

Das Ingenieurschul-Abkommen, das ich zunächst erwähnen möchte, soII
einem augenblicklichen Notstand abhelfen. In unserer Besprechung am
21. N.I.ärz 1957 haben Sie, meine Herren, mit Recht auf den besorgniserre-
genden Rückstand in der Ausbildung unseres technischen Nachwuchses
hingewiesen. Wir waren uns darüber einig, daß der Stand der deutschen
Wissenschaft und Technik wesentlich auch davon abhängt, ob ein ausrei-
chender technischer Nachwuchs vorhanden ist. Ich habe mich daher
persönlich nachhaltig dafür eingesetzt, daß der Bund den Ländern bei
dem dringend notwendigen Ausbau der Ingenieurschulen hilft. Ich glau-
be, daß die Lösung, so wie sie uns heute in dem Abkommen vorliegt, eine
zweckmäßige ist.

Diese Lösung geht davon aus, daß die Länder schon jetzt eine ganze
Reihe von Forschungsinstituten - insbesondere die Max-Planck-Gesell-
schaft - nach dem sogenannten Königsteiner-Abkommen gemeinsam
fördern, weil es sich dabei um Aufgaben handelt, die über die Leistungs-
fähigkeit eines einzelnen Landes hinausgehen. Nach dem Abkommen
wird der Bund die Zuschüsse, die die Länder für diese Forschungsinsti-
tute zu leisten haben, zur HäIfte übernehmen. Er setzt damit die Länder
instand, ihrerseits die Ersparnisse in Höhe von etwa 22 Millionen DM für
den Ausbau der Ingenieurschulen zu verwenden, für die sie im übrigen
die volle Verantwortung behalten.

Von größerer Tragweite ist das Abkommen über den Wissenschaftsrat.
Dieser Wissenschaftsrat soll, wie es in dem Abkommen heißt, gemeinsam
von Bund und Ländern errichtet werden. Damit wird zum ersten Mal auf
deutschem Raum eine Einrichtung geschaffen, die einen Gesamtüber-
blick über die wissenschaftliche Arbeit in der Bundesrepublik geben und
den Regierungen von Bund und Ländern Vorschläge für die Förderung
der Wissenschaft unterbreiten soll. Repräsentanten der Wissenschaft
und des öffentlichen Lebens sollen mit den Vertretern von Bund und
Ländern in diesem Gremium zusammenwirken.

Mit diesem Abkommen soII - ich möchte das besonders betonen - keine
zentralistische Wissenschaftspolitik eingeleitet werden. Die Mittelpunk-



te deutschen wissenschaftlichen Lebens, wie sie sich in den einzeLren
Ländern unterschiedlich in der geschichUichen Entwicklung herausge-
bildet haben, sollen in ihrer Art erhalten und weiter entwickelt werden.
Es soII mit dem Abkommen aber demonstriert werden, daß Wissenschaft
und Forschung, wo sie auch immer betrieben wird, nicht nur dem
einzehren Lande, sondern dem gesamten Volke dient und daß deshalb die
Gesamtheit dort, wo es notwendig ist, einspringen muß.

Ich bin überzeugt, daß mit dem Abkommen ein wesentlicher Fortschritt
erzielt ist. Wir können die Gewißheit haben, daß die öffentlichen Mittel,
die im Bund und in den Ländern für die Förderung der Wissenschaft
bereitgestellt werden, nach den Vorschlägen des Wissenschaftsrates dort
eingesetzt werden, wo sie im Gesamtinteresse am notwendigsten ge-
braucht werden. Gestatten Sie mir als dem für die Gesamtpolitik der
Bundesrepublik verantwortlichen Leiter der Bundesregierung, daß ich
dabei nicht nur an die Bedeutung der deutschen Wissenschaft für unser
eigenes Vaterland denke, sondern auch an ihre Verpflichtung für den
Gesamtfortschritt in Europa und der ganzen WeIt.

Aus diesem Grunde habe ich es besonders begrüßt, als die Länder ihre
Bereitschaft bekundeten, gemeinsam mit dem Bund nach neuen Wegen
zu suchen, den berechtigten Forderungen der Wissenschaft und For-
schung auf Förderung durch den Staat Geltung zu verschaffen. Das
Grundgesetz gibt dem Bund ja schon die Gesetzgebungskompetenz über
die Förderung der wissenschaftlichen Forschung. Ich glaube aber, daß
wir mit dem Verwaltungsabkommen, das uns heute vorliegt, mehr errei-
chen werden, als wir mit einem Gesetz hätten erreichen können.

Das Abkommen, so wie es in den Verhandlungen zustande gekommen ist,
ist ein Kompromiß. Sie wissen, daß unsere Auffassungen in einigen
Punkten zunächst auseinandergingen. Aber ich bin der Überzeugung,
daß wir auf dem Boden dieses Kompromisses gut arbeiten werden. Ich
darf daher vor allem den Herren Landesministern Langeheine, Frank
und Rucker und auf Bundesseite Herrn Bundesminister Schäffer, den
Herren Staatssekretären Dr. Bleek und Dr. Anders, die sich als Mitglie-
der der Unterkommissionen ein besonderes Verdienst um das Zustande-
kommen der Abkommen erworben haben, aber auch allen Angehörigen
der Bundes- und der Landesministerien, die an den Verhandlungen
teilgenommen haben, meinen Dank aussprechen. Dank gebührt auch den
Vertretern der Wissenschaft - den Präsidenten der Deutschen For-
schungsgemeinschaft, der Westdeutschen Rektorenkonferenz und der
Max-Planck-Gesellschaft -, die in einer gemeinsamen Sitzung mit den
Vertretern von Bund und Ländern noch wertvolle Anregungen gegeben
haben.
Ich erlaube mir noch hervorzuheben, daß der erste Anstoß zu einem
Verwaltungsabkommen von Herrn Ministerpräsidenten Hoegner ausge-
gangen ist. Besonderer Dank gebührt dem Herrn Ministerpräsidenten
von Hessen, Zinn, der sich dieser Aufgabe als derzeitiger Vorsitzender
der Konferenz der Ministerpräsidenten mit besonderer Hingabe gewid-
met hat. Ich schließe meine Ausführungen mit dem Wunsche, daß unsere
Arbeit der deutschen Wissenschaft und Forschung und damit dem deut-
schen VoIk zum Segen gereichen möge.
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Ansprache
von Bundespräsident Theodor Heuss

am 6. Februar 1958 anläßIich der feierlichen Konstituierung des

Wissenschaftsrates im Festsaal der Bonner Universität

Es gibt so etwas wie eine Vor- und eine Frühgeschichte des Deutschen
Wissenschaftsrates, der heute Gegenwartsgeschichte werden soll, um in
seiner Zukunft gesichert zu bleiben. Die Quellen für diese Geschichte
strömen durch die Publizistik; das sozusagen ,,historische Material"
steckt in Kongreß-Protokollen, in Ministerial-Registraturen, auch in
Parlamentsberichten. Ich denke etwa an die große Kultur-Debatte des

Deutschen Bundestages. Irgendwo, der Epoche der Frühgeschichte zu-
gehörig, sind unter diesen QueIIen auch einige längliche Briefe von mir,
die fast zu Denkschriften der Ermunterung ausarteten, wenn ich so sagen
darf, die ich unter dem 23. Oktober 1956 an den Herrn Bundeskanzler
und den Herrn Hessischen Ministerpräsidenten gerichtet habe - der
präsidierte damals das Gremium der Länderregierungen. Was ich da-
mals, Möglichkeiten und Wünschbarkeiten paraphrasierend, nieder-
§chrieb, erhebt nicht den Anspruch auf eine besondere Originalität. Da
ieh aber, wie Sie inzwischen erfahren haben, ein Freund der ,,Geheimdi-
plomatie" bin (Heiterkeit), habe ich von diesem Schritt öffenUich gar
nichts hergemacht, sondern mich nur gefreut, daß einige Zeit später
zwischen dem Bund und den Ländern die offiziellen Besprechungen
tatsächlich in Gang kamen.

Unabhängig, aus dem einfachen Tatbestand der Problematik, hatte die
Fragestellung als solche, etwa auch bei der damaligen bayerischen Re-
gierung, in umgrenzten Vorschlägen sich konkretisiert' Aber jene beiden
Schreiben an Adenauer und Zinn - wenn ich es vereinfacht ausdrücken
darf - müssen die etwas seltsame Qualität eines Bumerangs gehabt
haben, denn die Sache kehrte, wenn auch nur zu vorübergehendem
Aufenthalt, zu mir zurück. Der Absatz 2 des Artikels 7 in dem Bundes-
Länderabkommen vom 5. September 1957 lautet so'. ,,Zut ersten Sitzung
der Vollversammlung lädt der Bundespräsident ein, er führt in ihr den
Vorsitz." So stehe ich also rechtens und dem Vertrag gemäß heute vor
Ihnen. Die Vollversammlung ist heute Nachmittag.

Als der Bumerang zurückkam, habe ich mich nicht gebückt, daß er über
mich hinwegflöge, sondern ich habe ihn erwartet und willig abgefangen.
Denn ich betrachte es als ein schönes Vorrecht, das auch die Strenge
einer Pflicht in sich schließt, daß der Bundespräsident in einem Unter-
nehmen, das letztlich an die nationalen Schicksalsfragen rührt, mit-
wirkt, und nicht bloß in der Art, wie man vom sog. ,,Repräsentativen"
dieses Amtes mit wohlwollender Nachsicht vielfach zu reden geneigt ist.
Der Bundespräsident figuriert auch an wichtigerer Ste1ie in dem Abkom-
men: er ,,beruft" auf ,,gemeinsamen Vorschlag" einen Teil, vorab die
wissenschafUichen Mitglieder. Was heißt ,,berufen"? Das Wort hat eine
Abfolge von Mißverständnissen geschaffen, zumal die Zeitungen, was ja
bei einer so komplexen Sache ihnen gar nicht übel zu nehmen ist, z. T.
unvollständig oder ungenau berichten. Was kamen in diesen Monaten



von einzelnen, von Gruppen Vorschläge an mich, hier ad personam; der
muß herein; dort auf eine Spezialdisziplin, etwa eine medizinische,
abgerichtet. Das umgrenzte Vorschlagsrecht der beauftragten wissen-
schaftlichen Gremien war bei diesen Außerungen immer übersehen. Ich
erzähle das nicht und nenne darum auch keine Gruppe, um den Vorgang
zu ironisieren, sondern um den Rat darauf hinzuweisen, welche Meinun-
gen er auch in wissenschaftlichen Kreisen durch Haltung und Leistung
einfach niederzuzwingen hat, als sei er eine statistische Kombination von
quasi-beruf Iichen Fachinteressen.

Das zweite bei solchem ,,Berufen" berührt das Amt, und da ich kein
Eiskunstläufer bin, der Ihnen interessante Kapriolen vormachen will -
das Terrain unserer Unterhaltung hat Flächen mit Glatteis (Heiterkeit) -,
spreche ich auch davon freimütig: ich maße mir ganz schlicht dieses an,
durch meine eigene Lebensarbeit einen bescheidenen, doch existenten
Überblick über Wissenschaftsfragen zu besitzen. Ich wollte in dem ,,Be-
rufen" nicht bloß Funktionär fremder, von mir in ihrem Gewicht gewiß
geachteter Vorschläge sein - wenn ich das Wort gebrauchen darf -, also
nicht bloß so etwas wie ein ,,Bundesnotar", sondern ich wollte selber bei
den Entscheidungen eine Mitverantwortung besitzen. Meine Forderung
wurde anerkannt.

Ich kann also mit innerer Freiheit zu Ihnen sprechen. Und von solcher
inneren Freiheit möchte ich ein Optimum, ein Maximum an die Mitglie-
der des Wissenschaftsrates delegieren. Halten Sie dies bitte nicht für
Hochmut oder für billige Pathetik, die nicht mein Denkstil ist; daß Sie
solchen Wunsch erfüIlen, ist eine Voraussetzung, daß der Wissenschafts-
rat mehr wird, etwas anderes, als bloß eine terminierte Routineangele-
genheit zwischen Ministerpräsidenten, Kultusministern, ihren qualifi-
zierten Mitarbeitern und wissenschaftlich bewährten Professoren,
schließlich den sechs,,anerkannten Persönlichkeiten des öffentlichen
Lebens", wie es in dem Abkommen umschrieben ist.

Ich habe hier kein Programm des Wissenschaftsrates oder gar seiner
Arbeitstechnik zu entwickeln. Das ist in dem Abkommen vom September
1957 umschrieben. Die Schwierigkeiten, die es zu bereinigen oder doch
zu glätten galt, sind mir einigermaßen vertraut. Es hat nicht viel Sinn,
darüber breiter zu reflektieren. Das Grundgesetz, durchaus in der histo-
rischen Bedingtheit seiner Entstehungszeit zu begreifen, bindet uns alle.
Es hat im Wesenhaften Wissenschaftspflege den Ländern zugesprochen
oder belassen. Ich weiß etwas von den Dingen, da ich selber nach 1945
Kultusminister in einem Land gewesen bin, ich weiß aber auch ge-
schichtlich, wie die große Blüte der deutschen Wissenschaft in die Zeit
fäIIt, da die Länder, zumal auch früher, da sie ,,Bundesstaaten" hießen
und waren, in dem Wettbewerb von Regierungen und Hochschulverwal-
tungen das geistige Weltansehen der Deutschen zu prägen verstanden.
Davon soII und muß, nachdem durch eine böse Zeit der zentralistischen
Anweisungen und Eingriffe die Autonomie-Verantwortung zerstört war,
eine Erbschaft wieder fruchtbar werden. Und sie ist es auch geworden.
Nichts ist törichter als das, was publizistisch gelegentlich geschieht,
indem man auf diesen, auf jenen Mangel hinweist, den Ländern als
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solchen Vosvürfe zu machen. Die Länder haben es - jetzt sehe ich den
Zinn an - nur noch nicht recht verstanden, ihre Leistungen als solche,
etwa im Schulhausneubau u. dgl., vor dem öffentlichen Bewußtsein rich-
tig sichtbar zu machen (Zustimmung).

Die Analyse der Situation nach dem Zweiten Weltkrieg muß zunächst
ganz einfach einen politischen Tatbestand sehen, der - wie es scheinen
mag - mit der Frage, die uns heute beschäftigt, gar nichts zu tun hat und
darum fast immer vergessen wird, aber doch höchstes Gewicht besitzt;
nämlich: Preußen existiert nicht mehr. In seinem Staatshaushalt vollzog
sich, ohne daß der Begriff im Schwange war, ein innerer ,,Finanzaus-
gleich" zwischen den steuerstarken und den steuerschwachen Provinzen.
Aus diesen sind neue ,,Länder" eben solch verschiedener ökonomischer
und steuerrechUicher Struktur entstanden, die aber, denken Sie an
Hochschulen, an wissenschaftliche Institute, auch an Museen, sich in der
alten Pflicht gebunden wissen, ein bedeutendes Erbe, bei z. T. sehr viel
geringeren Möglichkeiten, zu verwahren, vielleicht zu vermehren.

Zugleich aber auch dies - Sie wissen es alle -: die Wissenschaft als solche
ist teurer geworden. Das gilt vor allem für den ganzen Bereich der
Naturwissenschaften und der Form, wie ihre Erkenntnisse in praktika-
ble Techaik umgesetzt werden. Ich habe das einmal auf eine einfache,
gewiß zu vereinfaehende Formel zu bringen versucht: die Verfeinerung
der Meßtechnik für den Raum und für die Zeit, auch für die Wärme, für
das Licht usf., das Rechnen-Können und Rechnen-Müssen mit den mini-
malen Bruchteilen eines Millimeters, einer Sekunde, eines Wärmegrades,
das zugleich subtile und verwirrende Berechenbar-Machen der Erschei-
nungswelt, mit dem zusätzlichen Zwartg, die angenommenen, die erwar-
teten Richtigkeiten immerzu zu überprüfen, hat, für das Lehren wie für
das Lernen, eine ungeheuer kostspielige Apparatur zur Voraussetzung.
Die Folge aber dieser Entwicklung: Aufgliederung der klassischen Diszi-
plinen, wenn ich so sagen darf, Spezialistentum als wissenschaftliches
Schicksal, das vor allem im Bereich der Naturwissenschaften - zumal der
angewandten - gesehen wird. Die fable convenue will, wenn man auf
diese Dingen hinsieht, wissen, daß dieses Spezialistentum, Lebensbe-
reich des homo faber, von einem Verlust menschlicher Substanz begleitet
werde. Das ist einfach Feuilleton. Wo Substanzwar, bleibt Substanz.

Ich mache diese Bemerkungen, weil die Probleme, die dahinter stehen, in
der Atmosphäre Ihrer Arbeit spürbar sein werden. Der Wissenschaftsrat
soII und darf und wird kein Diskutierkränzchen werden, in dem das
Zerbrochen-Sein der Wissenschaften, hier Geistes-, hier Naturwissen-
schaften, beklagt, geleimt, hingenommen werden mag. Seine Aufgabe ist
nicht solcher Art. Sie soll die Argumente des anderen in sich aufnehmen
und zu werten lernen. WeiI zeitlich ganz nahe bei der Gründung des
Wissenschaftsrates die Abrede zwischen Bund und Ländern über ,,Inge-
nieurfachschulen" Iiegt, entstand bei manchen ein bißchen das Gefühl,
dieser Rat werde, wenn ich so sagen darf, wesentlich für die Möblierung
der oberen Stockwerke der technischen Welt zuständig sein. Darüber soII
und darf es keine Mißverständnisse geben: alle Wissenschaften sind als
solche gleichen Ranges, doch die Zeitatmosphäre mag ihnen eine unter-



schiedliche Würdigung zuwenden. Das will ich jetzt gewiß nicht im
einzeLren aufzuzeigen versuchen - es ist viel individuelles Spiel bei den
Historikern darin: der Stolz einer Zeit, gat einer Nation, auf eine Ent-
deckung, eine Erfindung, eine technische Konstruktion, etwa: das erste
Auto, das erste Flugzeug, heute: der Sputnik, der Explorer. Aber neben
diesem Stolz steht auch Unbehagen, das Angst werden kann, weil das

Berechenbare sich von dem Berechnenden zu lösen scheint'

Oder anders gefärbt: Verachtung der als Geisteswissenschaftler Ange-
sprochenen gegenüber der schier sachnotwendigen wissenschaftlich-
technischen,,Fortschrittsgläubigkeit" des homo faber, dessen Funktion
wird die Entwertung von Erkenntnissen und von Konstruktionen durch-
führen. und dagegen von seiten dieses homo faber milde oder ironische
Nachsicht der ,,nützlichen" Praktiker vor dem museal gewordenen ,,ho-
mo ludens", der in dem Spiel, das ein durchaus ernstes Spiel sein mag
und sein soll, des zweckfreien Erkennens und Deutens, das jeglicher

Rendite ermangelt, nur noch den Anhauch eines Gewesenen spüren mag.

Die logische Scheidung zwischen dem Wesen der Naturwissenschaften
und der Geisteswissenschaften, die er,,Kulturwissenschaften" nannte,
hat für unsere Generation wohl Heinrich Rickert in Heidelberg vollzo-
gen. Aber das ist kein Erbe von bindender Kraft vor dem Konkreten einer
Aufgabe.

Es sind bald acht Jahre her, da habe ich vor der ,,Gesellschaft der ilrzte
und Naturforscher" in MiiLnchen die Scheidung zu lockern versucht
zwischen den Gruppen, indem ich vorschlug, die Naturwissenschaft und
die Technik sollen sich selber in ihren Leistungen in der jeweiligen
geschichtlichen Situation begreifen, die ja auch ihren geistigen StiI
besitzt. Ich weiß gut genug, dieser brave Ratschlag löst nicht die Aufga-
ben, vor die Sie gestellt sind. Sie sind ja auch kein Seminar und der
Seminarleiter selber fehlt einstweilen. Aber ich würde froh sein, wenn
Sie begreifen würden, warum ich diesen Nebenweg gegangen bin.

Die Gliederung des Wissenschaftsrates hat ihren Charakter aus der
staatsrechUichen Figur der Bundesrepublik erhalten: Verwaltungsgrup-
pe, Wissenschaftsgruppe. Gut: man wird ,,Schwerpunkte" suchen, man
wird Summen nach ,,Dringlichkeiten" empfehlen, aber: a) das Verfahren
darf oder soll doch bei den institutionellen Abteilungen, wie sie vorgese-
hen sind, nie in den Charakter des fraktionspolitischen Vorteils geraten,
was an sich in einer anderen Sphäre etwas höchst Legitimes ist, und b)
bei den Wissenschaftlern soll es nicht zu einer branchenmäßigen Grup-
penbildung führen - verzeihen Sie das triviale Wort von der ,,Branche".
Mein liebender Blick ruht vor allem auf jenen sechs Männern, auf die
Bund und Länder sich verständigt haben - fast würde ich sagen, Reprä-
sentanten des gesunden Menschenverstandes. Aber das wäre eine Belei-
digung fi.iLr die anderen (Heiterkeit) - ich bin natürlich auch bereit, auch
die anderen zu lieben. Doch wiII ich nicht in dem SaaI herumschielen.
(Heiterkeit)

Im übrigen: Die Deutschen sind von der ungeheuren Leistung beein-
druckt, die die Vereinigten Staaten von Amerika im letzten Halbjahr-
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hundert in der technisch-ökonomischen Entwicklung vollbracht haben.
Die einen buchstabieren bewundernd Münsterbergs Wort von dem
,,Land der unbegrenzten Möglichkeiten", die anderen reden in verstimm-
ter Verlegenheit von einem technisch-ökonomischen,,Materialismus" -
Amerika hat ja der WeIt das alberne Wort von der ,,Technokratie"
geliefert. Wer einigermaßen gute Ohren hat, durfte nicht überhören, daß
in der Botschaft des Präsidenten Eisenhower Anfang Januar, als er
Mittel zur Entwickh.rng der tagesbestimmten Programmatik forderte, die
Pflege der Geisteswissenschaften einen besonderen Abschnitt erhielt.
Eine gespürte Lücke drüben sollte, soII kein Spalt werden!

Was ich in diesen letzten zwanzig Minuten sagte, waren Betrachtungen
auf ebenem, trockenem Weg. Jetzt kommt wieder Glatteis! Problem:
Bund und Länderl Ich befinde mich zwar zur Zeit, aus der Sicht der
Länder, in einem von mir rein persönlich milde betrachteten Anklagezu-
stand. (Heiterkeit) Aber ich freue mich, daß im Wissenschaftsrat Bund
und Länder sich gefunden haben. Die Rechtsproblematik als solche
bleibt dort und dort und dort gegeben - wie viele Menschen, die am
Grundgesetz politisch oder quasiwissenschaftlich herumkritisieren, ha-
ben vergessen, unter welchen Voraussetzungen es überhaupt entstehen
konnte und entstand. Aber die Sach-Notwendigkeit, vor der das deut-
sche Schicksal steht, wurde zu einem geschichUichen Gesetz der Ver-
ständigung zwischen Bund und Ländern, das kein formales Gesetz parla-
mentarischer Zuständigkeiten und ministerieller Verantwortungen in
irgend kränkt und kränken wird. Gerate ich ins Pathetische, wenn ich
diesen Vorgang, dieses Abkommen a1s ein Symbol der Möglichkeiten
deute? Ihre Bewährung, diese Bewährung kann manche andere Türe
öffnen, die in andere Räume führt.

Die konkreten Aufgaben sind im Abkommen umschrieben. Ihre Behand-
Iung und Verwirklichung liegt in der Autonomie des Wissenschaftsrates
selber. Doch darf ich dies bemerken: Wissenschaftsleistung, Wissen-
schaftsförderung im breiten Sinn ist - ich bitte das nicht übelzunehmen -
kein professorales und kein ministerielles Monopol. Was ich jetzt sage,
früher Gesprochenes wiederholend, ist gefährlich, doch nur für mich,
denn es vermehrt die Korrespondenz des Bundespräsidialamts. Wie bin
ich, wie sind meine Mitarbeiter, bei vorausgesetztem Wohlwollen, immer
wieder überfordert worden: daß ich etwa das astronomische Weltbild,
das Johannes Kepler uns hinterlassen hat, korrigieren möge. Oder erst,
vor kurzer Zeit: ich möchte dem Heisenberg doch in seiner logizistischen
Mathematik Anweisungen geben, daß er das anders macht. (Heiterkeit)
Das ist menschlich, von einer peinlichen Überschätzung unseres Wissens
und unserer Zuständigkeit abgesehen, rührend, und ieh möchte es nicht
nur ironisch verstanden wissen. Ich will nun nicht folgern, daß der
Wissenschaftsrat als solcher ein oder zwei Leute nebenher als Lynkeus
bestellen solle, die Ausschau halten nach den Außenseitern. Doch ist es
ein Lieblingsgedanke von mir, diese nicht nur den irgendwann kommen-
den historischen Würdigungen und Nachrufen zu überlassen. Ich Iege
jetzt keinen Katalog an: ich begnüge mich, was ich ein paarmal getan
habe, zwei Namen zu nennen, die eine Weltbetrachtung verwandelt
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haben: Den Provinzarzt Robert Mayer und den Klosterabt Gregor Men-
del, hier die Mechanik der Wärme dargetan, dort die Vererbungswissen-
schaften auf eine neue Sicht gestellt.

Ich habe mir die Freiheit genommen, in dieser Stunde manchmal sehr
persönlich zu sprechen, und darauf verziehtet, etwa, was beliebt ist und
gelegentlich alarmierend wirkt, Vergleichsziffern zu geben, die Sie ja
immer von Zeit zu Zeit in Zeitungen und Zeitschriften sehen; was in den
USA, was in SowjetrußIand, auch was in England von Staat oder Indu-
strie für die Wissenschaft ausgegeben wird. Das ist als Vorgang publizi-
stischer Ermunterung gewiß nicht ohne Verdienst, doch in mancherlei
Hinsicht zu billig und in vielen sozialökonomischen, auch volkspsycholo-
gischen Voraussetzungen einfach falsch. Wir sollten selber nicht verges-
sen, was wir in Deutschland, in dieser Bedrängtheit unserer Situation,
zumal der sozialen, an Leistungen mit unternommen haben. Was hat die
,,Deutsche Forschungsgemeinschaft" als Modell bedeutet oder über das
Modellhafte hinaus im Sammeln der Erfahrungen, der Leistungen uns
geschenkt! Wie ist die Max-Planck-Gesellschaft für die deutsche Wis-
senschaft eine Mitte geblieben, was hat der ,,Verband Chemie" und was
hat zumal der ,,Stifterverband" geleistet im Appell an die freie Hingabe,
an das Gemeinsame und mit welchem Erfolg! Natürlich soll, wenn ich
das sage, dies nicht bedeuten: was geschehen, das war schön und gut. Wir
sind ja zusammen, um zu erreichen, daß mehr geschieht und mehr
gegeben wird. Nur möchte ich nicht diesen billigen Trend mitmachen, so
zu tun, als ob bei uns nichts geschehen wäre. Ich möchte auch für so viel
Leistungswillen den vielen Einzelnen, doch auch den überforderten
Parlamenten ganz einfach danken dürfen.

Ich wiII zu dem ja wohl Iängst fällig gewesenen Schluß noch einen
persönlichen Rat geben und manches von dem, was über wissenschaftli-
che Möglichkeiten im Zusammenhang mit staatlichen Traditionen und
Wendungen zur neuen Aufgabe zu sagen wäre, jetzt weglassen. Persönli-
cher Rat? Was heißt das? Im Weihnachtsurlaub habe ich mich aus
gegebenem AnIaß fast ausschließIich mit Max Weber beschäftigt. Das
mag Sie nicht sehr interessieren, daß dieser Mann für mein Begreifen die
größte menschliche Erscheinung war und blieb, der ich im Raume der
Wissenschaften persönlich begegnet bin. Es gehört zum Reichtum meines
Lebens, daß ich vielen begegnet bin. Max Weber nun, der 1920, erst 56
Jahre alt, starb, hatte wenige Monate vor seinem Tod einen Vortrag
gehalten: ,,Wissenschaft als Beruf". Ich kann nicht anordnen, daß Sie ihn
lesen, ich kann es nur empfehlen, kühn, wie ich manchmal zu sein glaube,
auch Ministerpräsidenten und Ministerialbeamten, den Gelehrten sowie-
so. Warum denn? Wer dem Rat folgt, wird viel Zeitgebundenes finden
(1919) und doch auch vieles, das aus der Atmosphäre jener Zeit uns
anspricht und eine heimliche, manchmal unheimliche Aktualität für uns
selbst zu besitzen scheint. Hohn und Warnung bei Weber gegenüber
romantisierendem oder emotionellem Geschwätz, es mag noch so poeti-
sierend sein. Aber wer wachen Sinnes ist, wird tief bewegt bleiben von
seinem herben Ethos vor der Wirklichkeit, das im Raume der Wissen-
schaft nur die innere Wahrhaftigkeit a1s Antwort gestattet.
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Mit der in hoffentlich fruchtbaren Kompromissen zu erreichenden
,,Schwerpunktbildung" und mit,,Prioritäs-Signalen" hat das natürlich
in einem staatlich privilegierten und der Nation verantwortlichen Gre-
mium wenig zu tun. Aber solch kühles, nicht eigenflich kaltes Bad der
rationalen Besinnung und Verantwortung mag nicht unwichtig sein für
das Wagnis zur schöpferischen Freiheit. Diese soII, mögen Sie das für
pathetisch oder illusionistisch oder sentimental halten, gerade in dem
Wissenschaftsrat ihre Herberge finden. (Starker Beifall)
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Ansprachen bei der Sondersitzung des Wissenschaftsrates
anläßlich seines 25jährigen Bestehens im Schloß Bellevue

in Berlin am 27. Januar 1983

Bundespräsident Karl Carstens

Wie in jedem Jahr komme ich auch heute wieder mit regem Interesse und
mit großen Erwartungen zu diesem Gespräch mit Ihnen.

Der Wissenschaftsrat besteht nunmehr seit 25 Jahren. Es waren, insbe-
sondere für die Hochschulen, ereignisreiche Jahre, gekennzeichnet von
ihrem Ausbau, von einer beachtlichen ZahI von Neugründungen, von
Reformen, vor allem von der Öffnung der Universitäten für nunmehr
weit über eine Million Studenten.

Der Wissenschaftsrat hat diese Entwicklungen begleitet, hat, seinem
Auftrag gemäß, beraten und Vorschläge gemacht. Ich möchte meinen
Respekt vor dieser Arbeit bekunden, und ich möchte Ihnen dafür danken.

Der Wissenschaftsrat hat in den 25 Jahren seines Bestehens eine große
Zahl von Empfehlungen vorgelegt. Viele seiner Anregungen sind von den
Kultusminsterien und den Hochschulen übernommen worden. Sie haben
zu guten Ergebnissen geführt.

Wir müssen aber auch feststellen, daß sich ein anderer TeiI der Reformen
nicht bewährt hat. Es ist unverkennbar, daß die WissenschafUiche Kom-
mission und die Verwaltungskommission des Wissenschaftsrates zu
Empfehlungen gekommen sind, die im Lichte der Erfahrung zu FehJ.ent-
wicklungen geführt haben.

Das wird auch der Wissenschaftsrat selbst so sehen.

In schwierigen Zeiten kommt der Wissenschaft, von der wir Hilfe, Maß-
stäbe, Richtlinien erhoffen, nicht geringere, sondern erhöhte Bedeutung
zv.

Und wir leben in schwierigen Zeiten. Uns bedrückt die wirtschaftliche
Lage, vor allem die hohe Arbeitslosigkeit, die große Zahlvon Firmenzu-
sammenbrüchen, aber auch die hohe Staatsverschuldung.

Nach außen stehen wir in diesem Jahr vor wichtigen Entscheidungen zur
Gewährleistung unserer Sicherheit. Im Innern wie nach außen suchen
wir nach Orientierungsmarken, nach Wegen, die wir mit Zuversicht
beschreiten können.

Auch unsere Wissenschaft und unsere Universitäten sehen sich vielfäIti-
gen Problemen gegenüber.

Sie, meine Damen und Herren, kennen diese Probleme besser als die
meisten in unserem Lande, denn sie bilden den Schwerpunkt der Tätig-
keit des Wissenschaftsrates seit seiner Gründung.

Ich habe in den dreieinhalb Jahren meiner Amtszeit als Bundespräsident
einige dieser Fragen aufgegriffen, zum Beispiel vor der Westdeutschen
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Rektorenkonferenz und bei verschiedenen anderen Gelegenheiten, auch,
wie Sie wissen, bei unseren gemeinsamen Gesprächen hier in Berlin.

Ich möchte jetzt nicht erneut aIIe diese Fragen erörtern. Ich möchte nur
die für mich wichtigsten noch einmal kurz nennen: weil es in diesem
Rahmen und aus diesem Anlaß angemessen ist, auf sie hinzuweisen, aber
auch, weil die Entwicklung voranschreitet, ohne daß wir in vielen dieser
Fragen in den vergangenen Jahren so recht vorangekommen sind.

Schon lange wird über eine Studienzeitverkürzung gesprochen. Ich sel-
ber habe vor zweieinhalb Jahren auf der Jahrestagung der Westdeut-
schen Rektorenkonferenz für eine Verkürzung plädiert. Dabei geht es
jedoch nicht nur, ja noch nicht einmal in erster Linie, darum, Studien-
plätze möglichst schnell wieder freizumachen, um Platz für nachrücken-
de Studenten zu gewinnen. Gewiß ist das in Anbetracht der Überfüllung
unserer Universitäten ein wichtiges Ziel.

Aber noch wichtiger seheint mir zu sein, daß unsere Studenten ganz
unabhängig davon gegenwärtig - nicht zuletzt im internationalen Ver-
gleich - zu lange studieren. Sie verbringen einen zu großen Anteil ihrer
besonders schöpferischen Jahre an der Universität - diese Zeit geht dem
Berufsleben, geht der Wissenschaft, geht auch dem jungen Menschen
selbst verloren, der zu spät in die Verantwortung hineinwächst.

Nach wie vor sollten wir zudem darauf hinweisen, daß ein akademisches
Studium nur eine von mehreren Möglichkeiten der Ausbildung darstellt.
Dem Universitätsstudium gebührt ein angemessener Platz in unserer
Gesellschaft, das heißt als eine von mehreren in ihrer gesellschaftlichen
Bedeutung gleichwertigen Ausbildungsmöglichkeiten.

Die Konsequenz eines Studiums sollte nicht automatisch ein höheres
Einkommen und höheres Ansehen sein. Diese sollten vielmehr von der
Leistung im Beruf und im täglichen Leben abhängen.

Herr Vorsitzender, allein diese Fragen wären schon ein ausreichendes
Arbeitsprogramm für den Wissenschaftsrat, um so mehr, als es sich ja
nicht um Probleme handelt, die isoliert voneinander zu lösen sind. Es
sind vielmehr zusammenhängende Fragen, die unser Hochschulkonzept,
das heißt die Rolle und Aufgabe des akademischen Studiums in unserer
Gesellschaft, betreffen. Ich bin in der Tat der Auffassung, daß es drin-
gend notwendig ist, hier bald Lösungen zu finden.

Ein Hochschulkonzept, nach dem 25 Prozent eines Jahrgangs studieren
sollen - manche sagen sogar 30 Prozent voraus -, muß notwendigerweise
anders aussehen, so scheint es mir, als ein Konzept, aufgrund dessen fünf
Prozent eines jeweiligen Jahrgangs eine Hochsehulausbildung erhalten.
Mit dem Hochschulkonzept hängt die Qualität der Hochschulausbildung
zusammen, und diese wiederum Wirkt sich'auf Wissenschaft und Wirt-
schaft eines Landes aus. Deswegen ist dieses Thema zu wichtig, als daß
wir es noch lange vor ut'rs herschieben dürfen.

Vornehrnlich müßten sich die Überlegungen mit dem Zweck und dem
Ziel des Studiums befassen. Antangen .müssen wir mit der zentralen



Frage, wozu ein Studium dienen soll. In welchem Maße kann ein Stu-
dium zweckfrei sein, der Wissenserweiterung als solcher, der einfachen
Befriedigung der Neugier dienen, und in welchem Maße hat es sich am
Bedarf des Gemeinwesens zu orientieren? Das heißt, in welchem Maße ist
die Universität eine Institution der Forschung und der Wissenschaft, in
welchem vornehmlich eine Ausbildungsanstalt?

Wäre es denkbar, in verschiedenen Stufen des Studiums verschiedene
Mischungen dieser Elemente zu verwirklichen, etwa durch Abstufungen
in ein ,,undergraduate", ein ,,graduate" und ein ,,post-graduate" Stu-
dium?

Was ergibt sich aus den Antworten auf diese grundsätzlichen Fragen in
bezug auf die Anzahl und Auswahl der Studenten? Welche Zulassungs-
formen sind denkbar? Entspricht unsere heutige Zulassungspraxis noch
unseren Bedürfrrissen? Welche Bewertung sollte Leistung gegenüber an-
deren Kriterien erfahren? Und wie ist das Studium zu finanzieren:
konkret, welchen Anteil trägt die Gemeinschaft, welchen - und unter
welchen Bedingungen - der Studierende?

Dies sind nach meiner Auffassung zentrale tr'ragen, über die nachgedacht
werden muß. Und ich denke, daß wir alle dabei stärker auch nach
draußen, über unsere Grenzen hinweg blicken sollten.

Im Bereich der wissenschaftlichen Forschung geschieht dies. Aber in
bezug auf den ganzen Bereich der Hochschulreform sollten wir uns
fragen, ob wir in genügendem Maße bereit sind, die Erfahrungen anderer
zu nutzen.

Wäre es nicht nützlich, sich intensiver damit auseinanderzusetzen, wel-
che Wege andere wesUiche Industriestaaten gehen: schließIich sind die
Ergebnisse dort nicht schlechter als bei uns. Welche hochschulpoliti-
schen Ziele werden in den USA, in Frankreich, in England, in Schweden
verfolgt, wie werden die Studenten ausgesucht, wie lange dauert ein
Studium und wie wird es finanziert?

Was können wir übernehmen, was sollen wir anders machen, und vor
allem, warum wollen wir es anders machen?

Lassen Sie mich ein weiteres Thema nennen, das mich zuaehmend
beschäftigt und über das wir nach meiner Auffassung nachdenken soll-
ten.

Ieh habe zu diesem Thema bei früheren Anlässen gesprochen, aber ich
möchte die wichtigsten Gedanken hier noch einmal wiederholen.

Wir bieten unseren Studenten - es sind heute, wie gesagt, über eine
Million - eine ungeheure FüIle an Wissensstoff, und viele überlegungen
gehen dahin, wie wir noch mehr Wissen in noch kürzerer Zeit, noch
kostengünstiger und für die Gesellschaft noch wirksamer vermitteln
können.

Aber ist das genug? Sollte Studium nicht mehr als die Aneignung von
Wissen sein? Sprechen wir genügend - und zwar auch mit den Studenten
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- über die Fragen nach dem Sinn ihres Studiums, nach dem Sinn der
Universität, nach dem Sinn von Wissenschaft, Lehre und Forschung?

Ist die Anhäufung von wissen, die vertiefung unserer Erkenntnisse
Selbstzweck oder ist sie Mitte1 zu einem Zweck?

wozu dient der durch die wissenschaft ermöglichte technische Fort-
schritt, in dessen Zeichenunser Zeitalter steht? Dient er allein dazu, dem

Menschen die Erde untertan zu machen? oder muß sich der technische
Fortschritt auch an anderen Maßstäben messen lassen, zum Beispiel
daran, ob er das Gleichgewicht der Natur, die Schönheit unserer Umge-
bung, die Reinheit von Luft und Wasser gefährdet?

was bringt die schnell voranschreitende Automatisierung und elektroni-
sche Steuerung der Arbeitsvorgänge mit sich? Wie können die daraus
resultierenden Folgen für die Arbeitsplätze der betroffenen Arbeitneh-
mer aufgefangen werden?

Ich stelle keine dieser Fragen in der Absicht, den technischen und
wissenschaftlichen Fortschritt zu verdammen. Ich bin im Gegenteil der
Meinung, daß der richtig verstandene technisch-wissenschaftliche Fort-
schritt einen entscheidenden Beitrag zur Lösung der von mir genannten
Probleme leisten kann.

Aber wir sollten uns grundsätzlicher und systematischer, als dies bisher
geschieht, mit diesem Fragenkomplex befassen, und nach meiner Ansicht
i=st die universität der ort, wo dies geschehen sollte - die universität, die

mit ihrem Namen ja den Anspruch erhebt, die Gesamtheit aller einzelnen

Disziplinen und nicht nur ihre unkoordinierte summe zu vertreten.

Eine Folge des wissenschafuich-technischen Fortschritts in den Indu-
striestaaten ist, daß die Menschen von vielen Zwängen und Belastungen

befreit worden sind. Aber was tun wir mit der dadurch gewonnenen

Freiheit?
Ist es gut, daß der Menseh sich mehr und mehr aus seinen herkömmlichen
Bindu-ngen in der Familie und im Beruf löst? was bedeutet es, wenn der

Mensch zunehmend religiöse Bindungen aufgibt?

Trifft die warnung werner Heisenbergs zu, der gesagt hat, daß wir uns

keine vorstellung davon machen, was uns erwartet, wenn einmal die

christliche Substänz des Abendlandes aufgebraucht sein wird; was dann
komme, würde schLimmer sein als alles, was wir bisher erlebt haben.

Müssen wir nicht die Frage nach dem eigentlichen und letzten sinn des

menschlichen Lebens stellen? Besteht dieser sinn in einer Aufgabe, die
über den Menschen hinausweist?

Ich weiß, daß alle diese Fragen auch an den Hochschulen behandelt
werden; aber sie stehen gewissermaßen am Rande, sie sind ein Thema für
Spezialisten, während es sich in wahrheit um Fragen handelt, die jeden

einzel:ren angehen und insbesondere jeden, der sich anschickt, in seinem

späteren Leben Verantwortung zu übernehmen.

Es ist sicher wichtig zu wissen, was unsere jungen Menschen über äItere

Mitbürger, über das wohnen bei den Eltern und über viele andere Fragen
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denken: wie sie die Zukunft unserer Gesellschaft einschätzen, ob sie
Interesse an der Technik haben, welche Vorstellungen sie sich für ihr
eigenes späteres Leben machen.

Aber reicht es aus, diese Fragen in immer neuen demoskopischen Umfra-
gen immer genauer zu untersuchen? Wäre es nicht ebenso wichtig, mit
der jungen Generation darüber zu sprechen, was sie tun sollte nach der
Lage der Dinge und unter Beachtung ethischer Gebote? Diese große
Aufgabe, man kann sie eine Erziehungsaufgabe nennen, erfüIlt die Uni-
versität unserer Tage in ungenügender Weise. Hierin unterscheidet sie
sich von früheren Zeiten, in denen die von mir genannten Fragen nicht
nur in den philosophischen und theologischen Fächern behandelt, son-
dern vor einem großen Kreis von Studenten dargelegt wurden.

Das Schicksal der Menschheit, einschließIich der jungen akademischen
Generationen, die jetzt heranwachsen, hängt vermutlich von der Beant-
wortung dieser Fragen in einem höheren Maße ab als von der noch
gründlicheren und noch tieferschürfenden Erforschung einzelner Fach-
gebiete, so wichtig diese auch sein mögen.

Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren, ich weiß nicht, ob es
gerecht wäre, dem Wissenschaftsrat zusätzlich zu den von mir anfangs
genannten Strukturfragen des Studiums auch noch diese sehr grundle-
genden Fragen aufzubürden. Ich weiß aber - und die vergangenen Jahr-
zehnte haben dies gezeigt -, daß man auf die Stimme des Wissenschafts-
rates hört.

Wenige Institutionen haben wie er die Chance, Anregungen zu geben, die
im Bereich der Wissenschaft und der Universitäten aufmerksam aufge-
nolnmen werden, die Zeichen setzen, die den Beginn von Entwicklungen
markieren können.

Eben deshalb halte ich es für wünschenswert, daß der Wissenschaftsrat
sich mit diesen Grundsatzfragen befaßt. Von ihm werden Orientierungen
für die Zukunft erwartet, die auf grundsätzliche überlegungen und auf
einer Gesamtschau beruhen.

Ich möchte Sie, meine Damen und Herren, ermutigen, sich dieser großen
Aufgabe im Dienste unserer Wissenschaft und im Dienste unseres Ge-
meinwesens anzunehmen.

Man wird Ihnen, wenn nach den nächsten 25 Jahren die Festreden
gehalten werden, dafür dankbar sein.
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Professor Dr. Hans-Jürgen Engell,
Vorsitzender des Wissenschaftsrates

Über den Wissenschaftsrat und die Notwendigkeit von Differenzierung
im Hochschulsystem

Ich danke Ihnen, Herr Bundespräsident, im Namen aller derzeitigen und
ehemaligen Mitglieder des Wissenschaftsrates für die anerkennenden
und ermutigenden Worte, die Sie soeben an uns gerichtet haben. Wir
können Ihre Ermutigung gebrauchen, denn nach 25 Jahren des Bemü-
hens um Konzepte und gangbare Wege für die Wissenschaft in der
Bundesrepubiik ist nicht zu erkennen, daß die Aufgaben des Wissen-
schaftsrates weniger oder einfacher geworden sind. So ist es wohl an
diesem Abend angebracht, nach Stellung, Wirkungsmöglichkeit und
Aufgabe des Wissenschaftrates unter den heute obwaltenden Bedingun-
gen zu fragen.

Der Wissenschaftsrat

Der Wissenschaftsrat ist kein ganz einfach zu durchschauendes Gebiide
und jedenfalls insofern auch kein einfältiges. Dies ist die unvermeidliche
Konsequenz seiner zweifachen Aufgabe: ein Instrument des kooperati-
ven Förderalismus und zugleich eines der Politikberatung zu sein. Bei
der Kooperation ist der Wissenschaftsrat das Gremium, in dem nach
gemeinsamen Lösungen für die föderativen Partner - Bund und Länder -
gesucht wird, und zwar in der verbindlichen Gegenwart Dritter, nämlich
der Wissenschafttichen Kommission. Die Politikberatung ist wiederum
an die Gegenwart der Verwaltungskommission gebunden, das heißt der-
jenigen, die die Vorschläge ausführen sollen. Die heilsame Gemeinsam-
keit wird über die Beratungen hinaus durch den Zwang gewährleistet,
für die Verabschiedung von Empfehlungen eine qualifizierte Mehrheit zu
finden.

Gremien für die Kooperation von Bund und Ländern gibt es eine ganze

Reihe und für die Politikberatung sicherlich noch sehr viel mehr. Keines
dieser Gremien vereinigt aber die beiden geschilderten Aufgaben unter
einem Dach. Insofern ist der Wissenschaftsrat ein Collegium Unicum,
und das ist zugleich die Bedingung der Möglichkeit für den Wissen-
schaftsrat, im Interesse von Bund und Ländern und damit der Allge-
meinheit für unsere Hochschulen und für die Wissenschaft tätig zu
werden. Ich meine, daß die Bundesrepublik Deutschland gerade in ihrer
föderativen Struktur eines solchen Instrumentes bedarf.

Diese Struktur mit ihren Auswirkungen auf Arbeitsverfahren sowie Art
und Inhalt der Verlautbarungen des Wissenschaftsrates mögen ein
Grund dafür sein, daß uns der Blick der uns verbundenen Einrichtungen
des Wissenschaftssystems - wie etwa der Westdeutschen Rektorenkonfe-
renz oder der Kultusministerkonferenz - gelegentlich mit dem Ausdruck
der gebotenen Liebe, aber doch auch liebender Irritation trifft. Kopf-
zerbrechen verursacht seine Existenz aber auch anderen, wie z.B. seit
einiger Zeit dem Rechnungshof.
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Hat der Wissenschaftsrat in seiner Doppelaufgabe und mit seiner beson-
deren Verfassung Erfolg gehabt, hat er sich bewährt?

Es gibt Kritiker des Wissenschaftsrates, die ihm einen Mangel an Origi-
nalität, an wegweisender Utopie vorwerfen, die ihm nachsagen, dem
Zeitgeist mit der Wechselhaftigkeit seiner Windrichtungen allzu sehr
verhaftet zu sein. Sie beklagen und klagen an, den Wissenschaftsrat
beschwerten Politik und Verwaltung mit Bleigewichten. Das hat seine
Wahrheit. Wahr ist aber auch, daß das Handeln von Politik und Verwal-
tung auf Wirkung, Realitätsnähe und Interessenausgleich angewiesen ist
und daß der Wissenschaftsrat als Beratungsgremium deshalb auch nach
Grenzen und Möglichkeiten des Realisierbaren fragen muß. Allerdings
darf er auch nicht der Versuchung nachgeben, sich immer nur mit dem
kleinsten gemeinsamen Nenner zu bescheiden, statt die sachlich ange-
messene und vernünftige Lösung zu suchen.

Und schließlich ist er verpflichtet, jeweils über das Tagesgeschäft hinaus
sein Augenmerk auch auf die Fragen zu richten, die er innerhalb einer
absehbaren Zukunft als drängend r;nd dringend erkennen kann.

Es liegt nahe, den Erfolg des Wissenschaftsrates gleichzusetzen mit dem
Ausmaß der Realisierung seiner Empfehlungen und mit der Wirkung
seiner Stellungnahmen. Ebenso wichtig aber ist das Gespräch und die
Auseinandersetzung innerhalb des Wissenschaftsrates insgesamt sowie
in seinen Kommissionen, Arbeitsgruppen und Ausschüssen. Ich verzeich-
ne es als einen - und nicht den geringsten - Erfolg, daß es im Wissen-
schaftsrat nach wie vor zu sachbezogener Auseinandersetzung kommt,
zum gegenseitigen Anhören, zum Austausch der Argumente und damit
immer wieder zu dem Prozeß einer qualifizierten Meinungsbildung bei
allen Mitgliedern - unabhängig davon, wes Brot einer ißt oder welchen
Hut er von Amts wegen oder aus politischer Überzeugung trägt. Dafür
allen Beteiligten dankbar zu sein, haben wir allen Grund.

Die Lage der Hochschulen: Quantität und Qualität

Dieses Unikum, der Wissenschaftsrat, trat seine Arbeit an in einer Zeit,
als der Bund eine Institution brauchte, um die Schätze aus dem Julius-
turm an die deutsche Wissenschaft verteilen zu können. Heute, zu seinem
25jährigen Bestehen, sind wir zeitlich noch nicht weit entfernt von der
Einreichung einer Verfassungsklage, durch die die Bundesregierung ge-
zwungen werden sollte, ihren finanziellen Verpflichtungen beim Hoch-
schulbau nachzukommen. Es ist offenbar, wie sich die Zeiten gewandelt
haben.

Aber es wäre falsch, das eine Datum als Indiz für ein ausschließlich
goldenes Zeitalter hinzustellen, das andere als eines für eine nur durch
Mühsal und Last gekennzeichnete Periode unserer Arbeit und unserer
Aufgaben. Der Zustand der Universitäten und der Forschungseinrich-
tungen war 1960 in materieller Hinsicht weitaus schlechter a1s heute, die
Belastung der Hochschullehrer, ausgedrückt als Relation der Lehrkräfte
zur Studentenzahl, weitaus höher. Aber diese materielle Bedrängnis
wurde dadurch ausgeglichen, daß damals im Gegensatz zu heute eine
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Atmosphäre der Zuversicht und des Vertrauens in die eigenen Kräfte
anzutreffen war, die mindestens ebensoviel wie alles Geld des Julius-
turms zu dem folgenden Aufschwung beigetragen hat.

Diese Zuversicht ist verloren gegangen, bei vielen sind Mutlosigkeit,
Lähmung und Verbitterung an ihre Stelle getreten - was ist zu tun? Eine
Therapie setzt die Diagnose voraus. Hauptsächtiche Ursache des Übels
ist, daß im Rahmen der heute gegebenen Strukturen die Spannung
zwischen quantitativer Beanspruchung und qualitativem Anspruch in
den Universitäten und an den Universitäten nicht mehr ausgeglichen
werden kann. Ursächlich hierbei ist nicht nur die Expansion der Studen-
tenzahlen und der Universitäten selbst, sondern auch die Geschwindig-
keit, mit der sie sich vollzogen hat.

196? beging der Wissenschaftsrat sein zehnjähriges Bestehen, und der
damalige Vorsitzende Hans Leussink hat in seiner Festrede zur begin-
nenden Bildungsexpansion Stellung genommen. Wenn er damals auch
nur an eine Zahl der Studienanfänger von bescheidenen 15 oder 18 Vo

eines Geburtsjahrganges dachte, war es ihm doch klar: ,,Wie immer diese
Entwicklung im einzelnen auch verlaufen mag, es erscheint unmöglich,
daß das deutlich gewordene quantitative Problem mit dem Universitäts-
system, mit dem wir heute leben, zu lösen ist. Auch mit den großzügig-
sten quantitativen Empfehlungen wäre die Notwendigkeit tiefgreifender
qualitativer Reformen nicht zu umgehen." Und weiter: ,,So wird zum
Beispiel die ohnehin nur noch mühsam sich behauptende EinheiUichkeit
der Universitäten untereinander und das Dogma vom Gleichgewicht im
Inneren der Universitäten nicht aufrechterhalten bleiben können; . . . für
die sich differenzierende Hochschule wird die Verbindung von For-
schung und Lehre nur dort Geltung haben können, wo Forschung not-
wendig und möglich ist."

Es gilt heute, dem Prinzip der sich differenzierenden Hochschule endlich
seine angemessene Stellung zu verschaffen. Ich möchte zeigen, welche
Gesichtspunkte sich hieraus ergeben

- für den Studienablauf und die Studienabschlüsse

- für die personelle Struktur der Universitäten
- für Hochschulausbau und Hochschulfinanzierung
- für einen Wettbewerb in den Hochschulen und zwischen den Hoch-

schulen.

Differenzierung des Universitätsstudiums

Der Wissenschaftsrat hat mehrfach Vorschläge fi.iLr eine Differenzierung
des Universitätsstudiums vorgelegt. Er verfolgte hierbei das ZieI, auch
bei hoher Nachfrage nach Studienplätzen den Zugang zur Universität
uneingeschränkt und einheitlich zu erhalten. Die Studienabschlüsse soll-
ten dagegen differenziert werden und einen Abgang mit beruflicher
Qualifikation nach unterschiedlicher Studiendauer ermöglichen.

Diese Viel.falt sollte helfen, daß jeder aus der großen Zahl der Eintreten-
den seine angemessenen Bildungschancen wahrnehmen und den ihm
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angemessenen Weg finden kann, daß in abgestufter Form in der gesam-

ten Hochschule, im ursprüaglichen und strengen Sinn, aber besonders in
der Spitze der Pyramide das Prinzip der Einheit von Forschung und
Lehre und einer wirkliehen Gemeinschaft von Lehrenden und Lernenden
erhalten bleibt, und daß jeder sein differenziertes Studienziel in einem
Alter erreicht, in dem er die produktivsten Jahre seines Lebens noch vor
sich hat. Schließlich sollte diese Differenzierung auch dazu beitragen,
die Hochschulen als unsere wichtigsten Forschungseinrichtungen zu
sichern.

196?, bei der schon erwähnten Zehnjahresfeier des Wissenschaftsrates,
hat Adolf Butenandt festgestetlt, daß der Wissenschaftsrat in der Rolle
des schenkenden Weihnachtsmannes stets willkommen war' nicht je-
doch, wenn er mahnend das Schuldenbuch des Knecht Ruprecht auf-
schlug.

Daran hat sich nichts geändert: Den Empfehlungen des Wissenschaftsra-
tes zum quantitativen Ausbau der Hochschulen - mehr Räume, mehr
Stelen, mehr GeId - wurde bis vor kurzem von den politisch Verant-
wortlichen weitgehend gefolgt, die Universitäten haben sie dankbar
aufgenommen. Die vorgenannten Empfehlungen des Wissenschaftrates
für einen differenzierten Studienverlauf, die wir als gleichwertige Maß-
nahme für die BewäItigung der Bildungsexpansion angesehen haben,
fanden dagegen zu wenig Beachtung. Ich sehe hierin einen der Griinde
des heutigen Dilemmas der Universitäten.

Die Diskussion über das differenzierte Universitätsstudium, so wie es

der Wissenschaftsrat in seinen ,,Empfehlungen zur Differenzierung des

Studienangebots" von 1978 vorgeschlagen hat, sollte umgehend wieder
aufgenommen werden - im Interesse der Universitäten und der Studen-
ten, für die sich das herkömmtiche Studium zunehmend als eine Sack-
gasse erweist und nicht als der Weg in den angestrebten Beruf. Noch
haben wir die Höchstlast ja keineswegs hinter uns' Die Zahlen der
Studienanfänger werden bis 1986 weiter ansteigen, die Zahl der Studen-
ten dementsprechend bis 1990 oder 1991, und erst 1992 und 1993 wird
die ZahI der Absolventen rückläufig werden. Für das Jahr 1995 werden
1?0 000 Hochschulabsolventen erwartet, denen 450 000 Abgänger aus

d,er beruflichen Bildung gegenüberstehen werden. Es ist unmöglich, daß

alle diese ,,Akademiker" bei diesem ZahlenverhäItnis von 1 zu 2,6 wei-
terhin die erwarteten traditionellen Berufswege finden können - und es

wird notwendig, für das Studium hieraus Konsequenzen zu ziehen.

Personelle Differenzierung

Die Notwendigkeit des quantitativen Ausbaus der Hochschulen folgte
aus der politischen Entscheidung, der Bildungsexpansion Raum ?u ge-

ben, ja, sie zu fördern. Die nachteiligen Fotgen dieser Maßnahmen für die

euaütat sind mitverursacht dadurch, daß hierbei eine angemessene Dif-
färenzierung im personellen Bereich nicht genügend beachtet wurde. Für
den raschen Ausbau war Erstklassiges nicht in ausreichender Zahl ver-
fügbar, konnte nicht verfügbar sein. Dennoch wurde bei der Übertra-
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gung von Funktionen nicht oder nicht ausreichend nach eualität diffe-
renziert. und schließlich begannen die universitäten, ihre spitzenposi-
tionen auch aus dem eigenen Reservoir an wissenschafuern zu besetzen,
und es bildeten sich seilschaften, die den Zurückgebliebenen hinaufhal-
fen: Der Mißbrauch, den Eike von Savigny Versorgungs-Kollegialität
genannt hat, nahm seinen Lauf. Die überleitungsgesetze der Länder
taten das ihre. so sind heute die festen stellen an den universitäten für
lange Zeit in festen Händen, und viele von den Besten unter denen, die
nun nachfolgen, müssen vor der Tür bleiben. Der Zuzug an Mittelmaß
aber wird weiterwirken, denn - nach KarI Jaspers:

,,Korporationen neigen dazu, sich aus persönlichen Interessen und
Furcht vor dem Überragenden zu verwandeln in Cliquen monopolisti-
scher Sicherung ihrer Durchschnittlichkeit. Bei Habilitationen und Be-
rufungen sinken sie dann langsam, zunächst fast unmerklich auf tieferes
Niveau."1)

Alle Verantwortlichen sind aufgerufen, einer solchen Entwicklung ent-
gegenzuwirken. Hierfür ist es unerläßlich, eine differenzierte Mitwir-
kung am Kooptationsprozeß der Universitäten sowie bei der Verteilung
von Sachmittelr und Personalstellen sicherzustellen. Zur personellen
Differenzierung gehört weiterhin, daß die Anstellung eines jungen Wis-
senschaftlers grundsätzlich anderen Regeln unterliegen muß als die eines
Postbeamten und daß sie nicht primär seiner sozialen Absicherung,
sondern seiner Weiterbildung durch Teil:rahme an Lehre und Forschung
dient. Wer eine solche Stellung dagegen als Einstieg in eine Laufbahn
ansieht, verstößt gegen die Grundsätze des universitären eualifikations-
prozesses. Erst die erworbene Qualifikation kann eine gesicherte Stel-
lung zur Folge haben.

und schließlieh sollten Fähigkeiten und Aufgaben der Hochschullehrer
in Einklang gebracht werden. Nicht jeder, der ein guter Forscher ist und
in der Zusammenarbeit mit jungen wissenschaftlern wissenschaft ver-
mitteln kann, ist auch ein guter Dozent - und umgekehrt. Die Einheit von
Forschung und Lehre muß in den Universitäten weiterhin uneinge-
schränkt dort gelten, wo wissenschaftlicher Nachwuchs ausgebiläet
wird. Grundsätzlich aber muß die Mitwirkung der Hochschullehrer an
der Forschung und die Bereitstellung der hierfür erforderlichen Mittel
nach Befähigung und Aufgabe differenziert erfolgen. Gleiches muß für
Art und Umfang der Lehrverpflichtung gelten. Hierarchische Gesichts-
punkte, die heute einer solchen Differenzierung der personalstruktur
entgegenstehen, müssen unbedingt beseitigt werden.

Hochschulfinanzierung und Hochschulausbau

Im Jahre 1977 erklärten die Ministerpräsidenten der Länd.er, es würde
alles Erforderliche getan, um der starken Nachfrage nach studienplät-
zetr zLt entsprechen und - wie es später verkürzt formuliert wurde - die

) J".p"rr, Karl, und Kurt Rossmann: Die Idee der Universität. Berlin, Göttingen,
Heidelberg, 1961, S. 116 f.

24



Hochschulen offen zu halten. Die Universitäten leiteten offenbar und
verständlicherweise daraus ab, daß man es ihnen an materiellen Voraus-
setzungen hierfür - mehr SteIIen, mehr Sachmittel, weitere Baumaßnah-
men - nicht fehlen lassen würde. Allein spätestens 1981 wurde klar, daß
solcher Hilfe enge Grenzen gesetzt waren. Das GeId hierfür war nicht
'fnehr verfügbar. Dieser Zustand wird anhalten. Was kann getan werden,
um die Nachfrage naeh Studienplätzen ohne schwere Schäden qualitati-
ver Art zu bewäItigen? Die Hochschulen werden aIIe Möglichkeiten
prüfen müssen, wie sie in ihren Mauern, mit ihren Mittelr und in eigener
Verantwortung ihre Aufgaben erfüIlen können. Auf der anderen Seite
sollten die Kultusverwaltungen der Länder ihre Verpflichtung sehen,
solche Bemühungen zu unterstützen, auch wenn sie Geld kosten. Es kann
nicht angehen, daß die Folgelasten aus dem Beschluß der Ministerpräsi-
denten der Länder von 1977 nun einseitig den Universitäten auferlegt
werden.

Der Wissenschaftsrat hat die Aufgabe und den festen Willen, diese
Entwicklung zu verfolgen und weiterhin strukturelle Empfehlungen
hierfür abzugeben. Darüber hinaus aber wird er das Instrument der
Rahmenplanung einsetzen, um das Hoehschulsystem effizient zu erhal-
ten. Auch hierbei muß verschärft differenziert werden, und zwar sowohl
innerhalb der P1äne der Länder als auch zwischen den Vorhaben ver-
schiedener Länder. Nur so kann der Mitteleinsatz für das Hochschul-
system der Bundesrepublik seine größtmögliche Wirkung entfalten.

Die Arbeit an den Rahmenplänen für den Hochschulausbau steht heute
unter dem strikten Grundsatz der Erhaltung der Funktionsfähigkeit der
Hochschulen und hat dabei mit engen finanziellen Grenzen zu rechnen.

Im Hinbiick auf die Zeiten, die für Neubauten zwischen der Antragstel-
Iung und der Bezugsfähigkeit vergehen, werden manche der heute für
den Rahmenplan vorgeschlagenen Neubauvorhaben kaum noch vpr dem
Abklingen der Studentenzahlen in Betrieb genommen werden können.
Dennoch wird der Wissenschaftsrat solche Vorhaben zu empfehlen ha-
ben, wenn sie für die Strukturierung oder Abrundung von Forschung
und Lehre einer Hochschule von besonderer Bedeutung sind. Maßnah-
men zur Erhaltung oder Erweiterung der Nutzung von vorhandenen
Bauten, die in vielen Fällen notwendig oder möglich sind, unterliegen
diesen zeitlichen Bedingungen häufig nicht und müssen daher vorrangig
gefördert werden.

Weiterhin müssen alle Maßnahmen getroffen werden, um die Ausstat-
tung der Hochschulen mit Geräten und anderen Ausrüstungen für For-
schung und Lehre auf einem angemessenen Stand zu halten. Ich möchte
ausdrücklich die Bibliotheken erwähnen. Sie sind nach wie vor die
wichtigste Komponente des Informationssystems der Wissenschaft; ihre
organisatorische Struktur und ihre Ausstattung sind mitentscheidend
für den Studienerfolg und die straffe und rationelle Planung und Durch-
führung von Forschungsarbeiten. Da sich die Zahl der produzierten
wissenschafUichen Literatur seit etwa 1700 und heute noch gleichblei-
bend alle 15 Jahre verdoppelt, der Bestand an derart gespeichertem
Wissen also exponentiell ansteigt, erfordert die Funktionsfähigkeit die-
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ses Systems wohl abgestimmte finanzielle, technische und organisatori-
sche Mittel.

Wettbewerb im Hochschulsystem

Insbesondere die Einführung differenzierter Hochschulabschlüsse und
die zugehörige Neuregelung des Universitätsstudiums sind Mittel zur
Milderung des Übertastproblems. Damit und mit den anderen genannten
strukturellen Maßnahmen kann geholfen werden, der Qualität von For-
schung und Lehre wieder Vorrang zu verschaffen. Aber darüber hinaus
ist noch eine andere Art von Differenzierung anzustreben:

Differenzierung in den Hochschulen und zwischen den Hochschulen. So,

wie nicht jeder Student gleiche Neigungen und Fähigkeiten hat, so sind
auch nicht alle Professoren und Lehrkräfte, alle Fakultäten und alle
Hochschulen untereinander gleich. Es gilt, die Ungleichheit zu kultivie-
ren und daraus ein System zu entwickel:r, das effizienter ist und für alle
Beteiligten die ihnen arlgemessenen Aufgaben bereithält.

Es gilt ferner, Mittel und Wege zu finden, um dem Prinzip der Gleichver-
teilung entgegenzuwirken und den besten wissenschaftlichen Nach-
wuchs mit den besten Forschern und den besten Lehrern zusammenzu-
bringen, damit Qualität sich perpetuieren kann. Hierzu müssen auch
Signale gesetzt werden, um Qua1ität sichtbar zu machen: damit sie als
Beispiel wirkt und damit diejenigen des wissenschaftlichen Nachwuch-
ses, die an sich selbst und an ihre akademischen Lehrer Ansprüche
stellen, erkennen, wohin sie sich wenden müssen. Der Wissenschaftsrat
hat 1980 in seinen Empfehlungen zur Förderung besonders Befähigter
hierzu Anregungen gegeben. Schließlich muß wohl die Vorstellung auf-
gegeben werden, jede Hochschule müsse jeden Bereich der Wissenschaf-
ten umfassen oder allen den gleichen Stellenwert einräumen' Vielmehr
sollten die Hochschulen ihre Mittel dazu einsetzen, sich durch die beson-
dere Pftege einzelner Bereiche ein Profil zu schaffen, das sie unverwech-
selbar macht und ihnen ihre Stellung in einer differenzierten Hochschul-
Iandschaft sichert. Besonders wichtig scheint mir dieses Prinzip für die
neuen Hochschulen, die kein vollständiges Fächerspektrum angestrebt
oder erreicht haben. Sie sollten dem Beispiel der klassischen Universität
nicht nachtrauern, sondern ihr HeiI jetzt und in Zukunft in der Pflege
ihrer Eigenart finden.

Die Verfolgung eines solchen Konzepts, welches Ordnung und Entwick-
Iung durch Differenzierung zur Leitlinie hat, könnte schlummernde
Kräfte wecken, zu einer neuen Zuversicht in den Hochschulen führen
und so dazu beitragen, das Klima der Lähmung zu überwinden, das sich
heute vielerorts ausgebreitet hat. Dies aber scheint mir wichtiger zu sein
als alle materiellen Verbesserungen, die wir uns noch wünschen könnten
oder wirklich wünschen. AlIe Maßnahmen sollten darauf geprüft wer-
den, ob sie diesem ZieI dienen, und was dieser Prüfung standhält, muß
ohne Verzug und ungeachtet der Verpflichtungen durch die Tradition
getan werden.
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Abkommen zwischen Bund und Ländern
über die Errichtung eines Wissenschaftsrates

vom 5. September 1957

in der Fassung vom 27. Mai 1975

Die Bundesregierung und die Regierungen der Länder der Bundesrepu-
blik haben folgendes vereinbart:

Artikel 1

Die Vertragschließenden errichten gemeinsam einen Wissenschaftsrat.

Artikel2
(1) Der Wissenschaftsrat hat die Aufgabe, im Rahmen von Arbeitspro-
grarnmen EmpfehJ.ungen zur inhaltlichen und strukturellen Entwicklung
der Hochschulen, der Wissenschaft und der Forschung zu erarbeiten, die
den Erfordernissen des sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen Le-
bens entsprechen. Die Empfehlungen sollen mit Überlegungen zu den
quantitativen und finanziellen Auswirkungen und ihrer Verwirklichung
verbunden sein. Im übrigen hat der Wissenschaftsrat die ihm durch
besondere Vorschriften, insbesondere durch das Hochschulbauförde-
rungsgesetz übertragenen Aufgaben. Der Wissenschaftsrat hat ferner die
Aufgabe, auf Anforderung eines Landes, des Bundes, der Bund-Länder-
Kommission für Bildungsplanung oder der Ständigen Konferenz der
Kultusminister der Länder gutachtlich zu Fragen der Entwicklung der
Hochschulen, der Wissenschaft und der Forschung Stellung zu nehmen.

(2) Der Wissenschaftsrat legt seine Empfehlungen und Stellungnahmen
den Vertragschließenden, bei Anforderung durch die Bund-Länder-
Kommission für Bildungsplanung oder die Ständige Konferenz der KuI-
tusminister der Länder auch diesen vor.

Artikel 31)

(1) Die Bundesregierung und die Landesregierungen werden die Emp-
fehlungen des Wissenschaftsrates bei der Aufstellung ihrer Haushalts-
pläne im Rahmen der haushaltsmäßigen Möglichkeiten berücksichtigen.

(2) Die zuständigen Behörden des Bundes und der Länder unterstützen
die Arbeit des Wissenschaftsrates durch laufende Unterrichtung und
durch Ausktirrfte. Der Verkehr mit den Landesstellen ist über die für
Angelegenheiten der Kulturverwaltung zuständige oberste Landesbe-
hörde, der Verkehr mit den Bundesstellen über den Bundesminister für
Bildung und Wissenschaft zu leiten.

t) Fü. den Bereich der Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau gelten die besonde-
ren Vorschriften des Hochschulbauförderungsgesetzes.



Artikel4

(1) Der Wissenschaftsrat besteht aus 39 Mitgliedern. Die Mitglieder
sollen Wissenschaftler oder anerkannte Persönlichkeiten des öffentli-
chen Lebens sein oder durch ihre dienstliche oder Berufstätigkeit der
Wissenschaft und ihrer Förderung nahestehen.

(2) 22 Mitglieder beruft der Bundespräsident, und zwar 16 auf gemein-
samen Vorschlag der Deutschen Forschungsgemeinschaft, der Max-
Planck-Gesellschaft, der Westdeutschen Rektorenkonferenz und der Ar-
beitsgemeinschaft der Großforschungseinrichtungen und sechs auf ge-

meinsamen Vorschlag der Bundesregierung und der Landesregierungen.
Diese Mitglieder werden auf drei Jahre berufen, Wiederberufung ist
zulässig.

(3) 17 Mitglieder werden von den Regierungen des Bundes und der
Länder entsandt, und zwar entsenden die Bundesregierung sechs Mit-
glieder, die Landesregierungen je ein Mitglied. Für jedes Mitglied ist ein
ständiger Stellvertreter zu bestellen.

(4) Der Wissenschaftsrat wählt jährlich aus seiner Mitte einen Vorsit-
zenden und dessen Stellvertreter, Wiederwahl ist zulässig.

Artikel 5

(1) Der Wissenschaftsrat tritt als Vollversammlung oder in Kommissio-
nen zusarnmen.

(2) Es werden eine Wissenschaftliche Kommission und eine Verwal-
tungskommission gebildet.

(3) Der Wissenschaftlichen Kommission gehören die vom Bundespräsi-
denten berufenen Mitglieder, der Verwaltungskommission die von den
Regierungen entsandten Mitglieder an.

(4) Der Vorsitzende einer Kommission und zwei weitere von der Kom-
mission bestimmte Mitglieder nehmen an den Sitzungen der anderen
Kommission mit beratender Stimme teil.

Artikel 6

(1) Die Beschlüsse der Vollversammlung des Wissenschaftsrates werden
von der Wissenschaftlichen Kommission unter fachlichen und wissen-
schaftlichen Gesichtspunkten und von der Verwaltungskommission un-
ter verwaltungsmäßigen und finanziellen Gesichtspunkten vorbereitet.

(2) Die Verwaltungskommission äußert sich ferner Bund und Ländern
gegenüber gutachUich über die Finanzierung der vom Wissenschaftsrat
festgestellten Schwerpunktvorhaben.
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Artiket 71)

(1) Die Vollversammlung des Wissenschaftsrates wird vom Vorsitzenden
einberufen. Auf Verlangen einer Kommission oder von zehn Mitgliedern
hat er sie einzuberufen.

(2) Zur ersten Sitzung der Vollversammlung Iädt der Bundespräsident
ein, er führt in ihr den Vorsitz.

(3) Die Vollversammlung und die Kommissionen fassen ihre Beschlüsse
mit einer Mehrheit von zwei Drittel der abgegebenen §timmen, sie sind
beschlußfähig, wenn die Mehrheit ihrer Mitglieder anwesend ist. Die von
der Bundesregierung entsandten Mitglieder führen insgesamt elf Stim-
men, im übrigen hat jedes Mitglied eine Stimme. Die vom Bundespräsi-
denten berufenen Mitglieder können bei Verhinderung im Einzelfalle ein
anderes berufenes Mitglied zur Stimmabgabe ermächtigen. Für die nach
Art. 4 Abs. 3 entsandten Mitglieder und deren ständige Stellvertreter gilt
das entsprechend.

(4) Das weitere Verfahren regelt der Wissenschaftsrat durch eine Ge-
schäftsordnung.

Artikel 8

Der Wissenschaftsrat bedient sich einer im Einvernehmen mit Bund und
Ländern einzurichtenden Geschäftsstelle.

Artikel 9

Die persönlichen und sachlichen Ausgaben des Wissenschaftsrates wer-
den je zur HäIfte vom Bund und von den Ländern nach Maßgabe eines
von ihnen gebilligten HaushaltspLanes getragen.

Der Gesamtbetrag der von den Ländern hierfür aufzubringenden Mittel
wird auf die einzelnen Länder zuzwei Drittel nach dem Verhältnis ihrer
Steuereinnahmen und zu einem Drittel nach dem VerhäItnis ihrer Bevöl-
kerungszahl umgelegt.

Als Steuereinnahmen gelten die im Länderfinanzausgleich zugrunde
gelegten Steuereinnahmen der Länder. Die Steuereinnahmen erhöhen
oder vermindern sich um die Beträge, welche die Länder im Rahmen des
Länderfinanzausgleichs von anderen Ländern erhalten oder an andere
Länder abführen. Maßgebend sind die Steuereinnahmen und die vom
Statistischen Bundesamt für den 30. Juni festgestellte BevöIkerungszahl
des dem Rechnungsjahr zwei. Jahre vorhergehenden Rechnungsjahres.

) Pr"t"t 
"ll"otiz 

zu Artikel 7: ,,Zwischen den Vertragschließenden besteht Ein-
vernehmen, daß sich die von der Bundesregierung und die von den Landesre-
gierungen entsandten Mitglieder in der Vollversammlung der Stimme enthal-
ten können und dies auf Wunsch des betreffenden Mitgliedes in der Empfeh-
Iung kenntlich zu machen ist. Entsprechendes gilt bei der Abgabe von Gegen-
stimmen."

29



Artikel 10

Dieses Abkommen wird zunächst auf drei Jahre abgeschlossen. Es tritt
mit dem Tage der Unterzeichnung in Kraftl).

'; Das Abkommen ist zuletzt durch das Verwaltungsabkommen über die Verlän-
gerung des Verwaltungsabkommens zwischen dem Bund und den Ländern
über die Errichtung eines Wissenschaftsrates vom 19.Mai/27. August 1980 mit
Wirkung vom 1. Juli 1980 um fünf Jahre verlängert worden.
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Mitglieder des Wissenschaftsrates
seit 1957





L Vom Bundespräsidenten berufene Mitglieder

1. Auf gemeinsamen Vorschlag der Deutschen Forschungsgemein-
schaft, der Max-Planck-Gesellschaft, der Westdeutschen Rektoren-
konferenz und der Arbeitsgemeinschaft der Großforschungseinrich-
tungen

Dr. rer. pol. Dr. oec. h.c. Dr. oec. h.c. Horst Albach
Professor für Betriebswirtschaftslehre an der Universität Bonn
Januar 1974 bis Januar 1977

Dr. rer. nat. Helmut Altner
Professor für Biologie (Zoologie) an der Universität Regensburg
Seit Januar 1980

Dr.-Ing. Volker Aschof f
Vorsitzender des Vorstandes der Deutschen Eorschungs- und Ver-
suchsanstalt für Luft- und Raumfahrt e.V.
Professor für Elektrische Nachrichtentechnik an der Technischen
Hochschule Aachen
Januar 1967 bis Januar 19?0

Dr. phii. Hansjochem Autrum
Professor für Zoologie und Vergleichende Anatomie an der Univer-
sität München
Januar 1964 bis Januar 1967

Dr.-Ing. habil. Wilhelm Bader
Professor für Theorie der Elektrotechnik an der Technischen Hoch-
schule Stuttgart
Februar 1958 bis Januar 1963

Dr. med. Wolfgang Bargmann
Professor für Anatomie an der Universität KieI
Februar 1958 bis Januar 1964
Verstorben am 20. Juni 1978

Dr. theol. Hans Georg Beck
Professor für Byzantinistik und neugriechische philologie an der
Universität München
Januar 1968 bis JuIi 1968

Dr. sc. nat. Margot Becke
Direktorin des Gmelin-Instituts für Anorganische Chemie und
Grenzgebiete in der Max-Planck-Gesellschaft, Frankfurt/M.
Professorin für Anorganische und Analytische Chemie an d.er Uni-
versität Heidelberg
Januar 1970 bis Juli 1972
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Dr. rer. nat. Karl Heinz Beckurts
Wissenschaftlich-technischer Geschäftsführer der Kernforschungs-
anlage JüIich
Honorarprofessor an der Universität Bonn und an der Universität
Heidelberg
Januar 1971 bis Januar 1975

Dr. med. Klaus Betke
Professor für Kinderheilkunde an der Universität München
Januar 1969 bis Dezember 1971

Dr. iur. Kurt H. Biedenkopf , LL. M.
Professor für Bürgerliches Recht, Handels-, Wirtschafts- und Ar-
beitsrecht an der Universität Bochum
Januar 1970 bis Januar 1971

Dr. med. Jürgen Bierich
Professor für Kinderheilkunde an der Universität Tübingen
Seit Januar 1983

Dr.-Ing. Horst B öhm
Mitglied des Vorstandes der Gesellschaft für Kernforschung Karls-
ruhe
Honorarprofessor für Metallkunde und Metallphysik an der Univer-
sität Heidelberg
Januar 1975 bis Januar 1978

Dr. phil. Horst Braunert
Professor für AIte Geschichte an der Universität KieI
Januar 19?0 bis Januar 1972
Verstorben am 17. August 1976

Dr. phil. Hellmut Bredereck
Professor für Organische Chemie an der Technischen Hochschule
Stuttgart
Januar 1964 bis Januar 196?
Verstorben am 2. Mai 1981

Dr. phil. Erwin Bünning
Professor für Botanik an der Universität Tübingen
Februar 1958 bis Januar 1963

Dr. iur. Dr. iur. h.c. Dr. iur. h.c. Helmut Coing
Professor für Römisches Recht, Bürgerliches Recht und Rechtsphi-
Iosophie an der Universität Frankfurt
Februar 1958 bis Januar 1963

Dr.-Ing. Dr. h.c. Heinz Draheim
Professor für Geodäsie an der Universität Karlsruhe
Januar 1971 bis Januar 1977
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Dr. rer. nat. Drs. h.c. Manfred Eigen
Direktor des Max-Planck-Instituts für Physikalische Chemie, Göt-
tingen
Honorarprofessor für Biophysikalische Chemie an der Technischen
Universität Braunschweig
Andrew D. White Professor at Large Cornell University
Januar 1967 bis Januar 1970

Dr. rer. nat. Hans-Jürgen EngeIl
Hauptgeschäftsführer, Direktor und Wissenschaffliches Mitglied
des Max-Planck-Instituts für Eisenforschung GmbH, Düsseldorf
Honorarprofessor für Physikalische Chemie an der Universität Düs-
seldorf
Honorarprofessor für Metallurgie an der Technischen Universität
Clausthal
Seit Januar 1979

Dr. iur. Jochen Abraham Frowein
Professor für Öffentliches Recht, Völker- und Staatsrecht an der
Universität Bielefeld
Juli 19?2 bis JuIi 19?5

Dr. phil. Woifgang FrühwaId
Professor für Neuere deutsche Literaturgeschichte an der Universi-
tät München
Seit Januar 1982

Dr. phil. Dipl.-Phys. Peter Fulde
Direktor am Max-Planck-Institut für Festkörperforschung, Stutt-
gart
Honorarprofessor für Physik an der Technischen Hochschule Darm-
stadt
Seit Januar 1981

Dr. rer. nat. Heinz Gerischer
Direktor des Fritz-Haber-Instituts der Max-Planck-Gesellschaft,
Berlin
Honorarprofessor für Physikalische Chemie an der Freien Universi-
tät Berlin und an der Technischen Universität Ber1in
Juti 1972 bis JuIi 1975

Dr. rer. nat. Dr. rer. nat. h.c. Dr. med. h.c. Walther Gerlach
Professor für Experimentalphysik an der Universität München
Februar 1958 bis Januar 1963
Verstorben am 10. August 1979

DipI.-Ing. Günter G raub n e r
Professor für Elektrische Meßtechnik an der Fachhochschule Han-
nover
Seit Januar 1983
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Dr.-Ing. Ulrich Gri gul I
Professor für Technische Thermodynamik an der Technischen
Hochschule München
Januar 1970 bis Januar 1973

Dr. rer. nat. KarI Peter Grotemeyer
Professor für Mathematik an der Universität Bielefeld
Januar 1968 bis Januar 19?1

Dr. rer. pol. Herbert Gülieher
Professor für Statistik und Ökonometrie an der Uriiversität Mi.irrster
Januar 1976 bis Januar 1979

Dr.-Ing. Friedrich-Wilhelm G un d I a c h
Professor für Hochfrequenztechnik an der Technischen Universität
Berlin
Leiter der Abteilung Hochfrequenztechnik des Heinrich-Hertz-In-
stituts für Schwingungsforschung
Januar 1964 bis Januar 1967

Dr. phil. Rudolf Haas
Professor für Englische Philologie an der Universität Hamburg
Januar 1966 bis Dezember 1968

Dr. med. Dr. phil. Heinz Häf ner
Professor für Psychiatrie an der Universität Heidelberg
Direktor des Zentralinstituts für Seelische Gesundheit, Mannheim
Januar 19?7 bis Januar 1983

Dr. phil. Peter Hartmann
Professor für Allgemeine und Vergleichende Sprachwissenschaft an
der Universität Konstanz
Januar 1969 bis Januar 1975

Dr. rer. nat. Bernhard Hassenstein
Professor für Biologie an der Universität Freiburg
Januar 1967 bis Januar 1971

Dr. phil. Dr. phil. h.c. Heinz Heckhausen
Professor für Psychologie an der Universität Bochum
Seit Januar 1981

Dr. phil. Otto Heckmann
Professor für Astronomie an der Universität Hamburg
Januar 1961 bis Januar 1965

Dr. phil. Theodor Heidhues
Professor für Agrarökonomie an der Universität Göttingen
Januar 1970 bis Januar 1976
Verstorben am 11. November 1978
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Dr. iur. Andreas Heldrich
Professor fi.ir Bürgerliches Recht, Internationales privatrecht,
Rechtsvergleichung und Europarecht an der Universität München
Januar 1976 bis Januar 1982

Dr. iur. Wolfram Henckel
Professor für Zivilrecht, Handels- und Prozeßrecht an der Universi-
tät Göttingen
Januar 1969 bis Dezember 1971

Dr.-Ing. Walter Henn
Professor für Baukonstruktion und Industriebau an der Technischen
Universität Braunschweig
Januar 1969 bis Januar 1975

Dr. phil. Dr.-Ing. E.h. Gerhard Hess
Vorsitzender des Grürrdungsausschusses für die Universität Kon-
stanz
Präsident der Deutschen Forschungsgemeinschaft 195b bis 1964
Februar 1958 bis Januar 1965

Dr. iur. KarI M. Hettlage
Präsident des Ifo-Instituts für Wirtschaftsforschung, Mrinchen
Professor für öffentliches Recht an der Universität Mainz
Honorarprofessor für wirtschaftswissenschaften an der universität
Bonn
Staatssekretär a.D. im Bundesministerium der Finanzen
Januar 1966 bis Dezember 1971

Dr. rer. pol. Horst Jecht
Professor für Nationalökonomie und Finanzwissenschaft an der
Universität Mürrchen
Januar 1961 bis Januar 1965
Verstorben am 29. September 1965

Dr. med. Gerhard Joppich
Professor für Kinderheilkunde an der Universität Göttingen
Januar 1966 bis Dezember 1g68

Dr. med. Carl Kauf mann'
Professor für Geburtshilfe und Gynäkologie an der universität KöIn
Januar 1961 bis Januar 1965
Verstorben am 18. August 1980

Dr. rer. nat. Michael Kauf mann
Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Max-planck-Institut für plas-
maphysik, München
Januar 1971 bis Januar 1974
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Dr.-Ing. Martin K er s t e n
Präsident der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt, Braun-
schweig
Honorarprofessor an der Technischen Hochschule Braunschweig
Januar 1963 bis Januar 1966

Dr. iur. Wilheim A. Kewenig, LL.M. (Harvard)
Professor für Öffentliches Recht an der Universität KieI
JuIi 1975 bis Juni 1979

Dr. phil. Peter Graf Kielmansegg
Professor für Politische Wissenschaft an der Universität Köln
Seit Januar 1980

Dr. theol. Theodor Klauser
Professor für Alte Kirchengeschichte, Christliche Archäologie und
Liturgiegeschichte an der Universität Bonn
Direktor des tr'ranz Joseph DöIger-Instituts zur Erforschung der
Spätantike an der Universität Bonn
Februar 1958 bis Januar 1963

Dr.-Ing. Dr.-Ing. E.h. Kurt KIöppeI
Professor für Statik, Stahlbrückenbau und Stahlhochbau an der
Technischen Hochschule Darmstadt
Februar 1958 bis Januar 1964

Dr. rer. nat. Wolfgang Klose
Mitgtied des Vorstandes der Kernforschungszentrum Karlsruhe
GmbH
Honorarprofessor an der Fakultät für Physik der Universität Karls-
ruhe
Seit Januar 1978

Dr. phil Georg Knetsch
Professor für Geologie an der Universität Würzburg
Januar 1963 bis Januar 1966

Dr. med. Kurt Kochsiek
Professor für Innere Medizin an der Universität Würzburg
Seit Januar 1983

Dr. phil. Dipl.-Psych. Hans-Joachim Kornadt
Prof essor fi.iLr Erziehungswissenschaft und Pädagogische Psycholo-
gie an der Universität des Saarlandes
Januar 1975 bis Januar 1981
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Dr. iur. Hein Kötz
Professor für Bürgerliches Recht, Rechtsvergleichung und Interna-
tionales Privatrecht an der Universität Hamburg
Direktor am Max-Planck-Institut für ausländisches und internatio-
nales Privatrecht, Hamburg
Seit Januar 1982

Dr. phil. Dr. phil. h.c. Dr. rer. nat. h.c. Prof. med. h.c. Richard
Kuhn
Professor für Biochemie an der Universität Heidelberg
Direktor des Instituts für Chemie im Max-Planck-Institut für medi-
zinische Forschung in Heidelberg
Februar 1958 bis Januar 1964
Verstorben am 31. JuIi 1967

Dr. iur. Peter Lerche
Professor für ÖffenUiches Recht an der Universität München
Seit Januar 1981

Dr.-Ing. Hans Leussink
Professor für Bodenmechanik und Felsmechanik an der Technischen
Universität Karlsruhe
Januar 1963 bis Oktober 1969

Dr. rer. pol. Elisabeth Lief mann-KeiI
Professor für Nationalökonomie an der Universität des Saarlandes
Januar 1965 bis Dezember 1967
Verstorben am 16. August 1975

Dr. rer. nat. Martin Lindauer
Professor für Zoologie und vergleichende Physiologie an der Univer-
sität Würzburg
Januar 1977 bis Januar 1980

Dr. rer. nat. Reimar L ü s t
Direktor des Instituts für Extraterrestrische Physik am Max-
Planck-Institut für Physik und Astrophysik, München
Honorarprofessor für Theoretische Physik an der Techaischen Uni-
versität MüLnchen
Januar 1965 bis Januar 1972

Dr.-Ing. Oskar M a hren ho It z
Professor für Mechanik an der Technischen Universität Hannover
Januar 1973 bis Januar 1979

Dr. phil. Drs. h.c. Heinz Maier-Leibnitz
Präsident der Deutschen Forschungsgemeinschaft
Professor für Technische Physik an der Technischen Universität
München
Februar 1972 bis Januar 1974
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Dr. rer. nat. Werner Martienssen
Professor für Experimentalphysik an der Universität Frankfurt
Januar 1974 bis Januar 1977

Dr. phil. Hans Joachim Martini
Präsident der Bundesanstalt für Bodenforschung und des Nieder-
sächsischen Landesamtes für Bodenforschung, Hannover
Honorarprofessor an der Technischen Hochschule Clausthal
Januar 1966 bis Dezember 1968
Verstorben am22. Oktober 1969

Dr. med. Paul Martini
Professor für Innere Medizin an der Universität Bonn
Februar 1.958 bis Januar 1961
Verstorben am 8. September 1964

Dr. iur. Hans Meyer
Professor für Öffentliches Recht an der Universität Frankfurt
Januar 1970 bis Januar 1976

Dr. iur. Hermann MosIer
Professor für Öffeniliches Recht, insbesondere Völkerrecht und aus-
ländisches öffenUiches Recht an der Universität Heidelberg
Direktor des Max-Planek-Instituts für ausländisches öffentliches
Recht und Völkerrecht, Heidelberg
Januar 1963 bis Januar 1966

Dr. rer. pol. Wolf-Dieter Narr
Professor für Politische Wissenschaft an der Freien Universität
Berlin
Januar 19?2 bis September 1974

Dr. rer. pol. Friedhelm Neidhardt
Professor für Soziologie an der Universität KöIn
Seit September 1980

Dr. phil. Herbert Nesselhauf
Professor für Alte Geschichte an der Universität Konstanz
Januar 1964 bis Januar 1970

Dr. rer. pol. Dr. rer. pol h.c. Dr. iur. et rer. pol. h.c. Fritz Neumark
Professor für Wirtschaftliche Staatswissenschaften an der Universi-
tät Frankfurt
Februar 1958 bis Januar 1961

Dr. med. Dr. med. vet. h.c. Andreas Oksche
Professor für Anatomie an der Universität Gießen
Januar 1980 bis Januar 1983
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Dr. med. Jürgen Peif f er
Professor ftir Neuropathologie an der Universität Ti.ibingen
Januar 1972 bis Januar 1977

Dr.-Ing. Walter Pf laum
Professor für Verbrennungskraftmaschinen an der Technischen
Universität Berlin
Februar 1958 bis Januar 1964

Dr. phil. Klaus Pinkau
Geschäftsführender Direktor des Max-Planck-Instituts für Physik
und Astrophysik und des Instituts für Extraterrestrische physik,
München
Außerplanmäßiger Professor für Experimentalphysik an der Tech-
nischen Universität München
Juli 1975 bis Januar 1981

Dr. iur. Ludwig Raiser
Professor für Bürgerliches Recht, Handels- und Wirtschaftsrecht an
der Universität Tübingen
Februar 1958 bis Januar 1965
Verstorben am 13. Juni 1980

Dr. phil. Joachim Ritter
Professor für Philosophie an der Universität Münster
Januar 1965 bis Dezember 196?
Verstorben am 3. August L974

Dr. phil. Eike von Savigny
Professor für Philosophie an der Universität Bielefeld
Januar 1975 bis Januar 1980

Dr. med. Karl-Heinz Schäf er
Professor für Kinderheilkunde an der Universität Hamburg
Januar 1965 bis Januar 1966

Dr. rer. pol. Karl SchiIIer
Professor für Volkswirtschaftslehre an der Universität Hamburg
Februar 1958 bis Januar 1961

D. theol. Dr. h.c. Wilhelm Schneemelcher
Professor für Neues Testament und Alte Kirchengeschichte an der
Universität Bonn
Januar 1963 bis Dezember 1967

Dr. rer. pol. PauI Senf
Professor für Nationalökonomie an der Universität des Saarlandes
Januar 1968 bis Juli 1969
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Dr. rer. pol. Jürgen Siebke
Professor für Volkswirtschaftslehre, insbesondere für Makroökono-
mik an der Universität-Gesamthochschule Essen
Seit Januar 1978

Dr. rer. nat. Hansjörg Sinn
Professor für Angewandte Chemie an der Universität Hamburg
Januar 1972 bis Mai 1976

Dr. phil. nat. Dr. iur. h.c. Julius Speer
Präsident der Deutschen Forschungsgemeinschaft
Professor für Forstpolitik und ForsUiche Betriebslehre an der Uni-
versität München
Januar 1965 bis Januar 1971

Dr. rer. nat. Dr. med. Heinz A. Staab
Professor für Organische Chemie an der Universität Heidelberg
Januar 1976 bis Januar 19?9

Dr. phil. KarI Stackmann
Professor für Deutsche Philologie an der Universität Göttingen
Januar 1977 bis Januar 1981

Dr. phil. Dr. phil. et litt. h.c. D. litt. h.c. Gerd Tellenbach
Professor für Geschichte an der Universität Freiburg
Direktor des Deutschen Historischen Instituts in Rom
Februar 1958 bis Januar 1964

Dr. med. Rudo1f Thauer
Direktor des W. G. Kerckhoff-Herzforschungsinstituts der Max-
Planck-Gesellschaft, Bad Nauheim
Professor für Physiologie an der Universität Gießen
Januar 1964 bis Januar 1970

Dr. med. Dr. rer. nat. Gerhard Thews
Professor für Physiologie an der Universität Mainz
Januar 1970 bis Januar 1973

Dr. rer. nat. Jürgen Tippe
Rektor der Technischen Fachhochschule Berlin
Professor für Mathematik
an der Freien Universität Berlin
Januar 19?7 bis Januar 1983

Dr.-Ing. Hans Kurt Tönshof f
Professor für Fertigungstechnik und Spanende
Werkzeugmaschinen an der Universität Hannover
Seit Januar 1980
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Dr. phil Rudolf Vierhaus
Direktor am Max-Planck-Institut für Geschichte, Göttingen
Honorarprofessor für Geschichte an der universität Bochum und an
der Universität Göttingen
Januar 1972 bis Januar 1976

Dr. phil. Peter Wapnewski
Professor für deutsche Philologie an der universität Karlsruhe
Januar 1977 bis Januar 1980

Dr. med. Eberhard Wecker
Professor ftir Virologie an der Universität Würzburg
Januar 1973 bis Januar 1g7b

Dr. phil. nat. Karl-Heinrich Weise
Professor für Mathematik an der Universität ICel
Januar 1964 bis Januar 1970

Dr. rer. nat. Alarich Weiss
Professor für Physikalische Chemie
an der Technischen Hochschule Darmstadt
Seit Januar 1982

Dr. med. Christoph Weiss, Ph. D. (Lond.)
Professor für Physiologie an der Universität KieI
Januar 1975 bis Januar 1980

Dr. fer. nat. Wolfgang WiId
Professor für Theoretische Physik
an der Technischen Universität München
Januar 1979 bis Januar 1982

Dr. phil. Helmut Witte
Professor ftir Physikalische chemie an der Technischen Hochschule
Darmstadt
Januar 1971 bis Juti 1972

Dr. rer. nat. Dr. agr. h c. Emil Woermann
Professor für Landwirtschaftliche Betriebslehre an der universität
Göttingen
Februar 1958 bis Januar 1964
Verstorben am 15. September 1980

Dr. rer. pol. Artur WoII
Professor für Volkswirtschaftslehre
an der Universität-Gesamthochschule Siegen
Januar 1979 bis Januar 1982
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Dr.-Ing. Dr.-Ing. E. h. WolfgangZetna
Professor flir Konstruktiven Ingenieurbau an der Universität Bo-
chum
Januar 1975 bis Januar 1978

2. Auf gemeinsamen Vorschlag der Bundesregierung und der Länder-
regierungen

Dr. iur. Viktor Achter
Geschäftsführender Gesellschafter der Viktor Achter GmbH & Co.
Präsident der Industrie- und Handelskammer zu Mönchengladbach
Außerplanmäßiger Professor für Germanische Rechtsgeschichte an
der Universität KöIn
Februar 1963 bis Januar 1969
Verstorben am 16. August 1981

Dr. rer. pol. Dr. iur. h. c. Dr. med. h. c. PetervanAubel
Wirtschaftsprüfer, Vorsitzender des Vorstandes der Wirtschaftsbe-
ratungs-AG Düsseldorf
Februar 1958 bis Januar 1963
Verstorben am 10. April 1964

Dr. iur. Hans Dieter B e c k
C. H. Beck'sche Verlagsbuchhandlung, München
Seit Januar 1983

Rüdiger Robert Beer
Beigeordneter im Deutschen Städtetag, KöIn
Februar 1958 bis Januar 1965

Gerhard Brandes
Senator a. D., Hamburg
August 1970 bis Januar 1980

Dr. rer. pol. h. c. Otto A. Friedrich
Geschäftsführender Gesellschafter der Friedrich Flick KG, Düssel-
dorf
Februar 1963 bis Mai 1967
Verstorben am 7. Dezember 1975

Dr. rer. nat. Dr.-Ing. E. h. Karl Ganzhorn
Geschäftsführer IBM Deutschland GmbH, Stuttgart
Honorarprofessor an der Fakultät für Elektrotechnik
der Universität Karlsruhe
Seit Januar 1978
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Dr.-Ing. Dr.-Ing. E. h. Dr.-Ing. h. c. Heinz Goeschel
Vorstandsmitglied der Siemens-Schuckertwerke AG, Mi.inchen
Honorarprofessor Ern den Technischen Hochschulen Braunschweig
und Mtinchen
Februar 1958 bis Januar 1967
Verstorben am 2. Mai 1974

Dr.-Ing. Manfred L ennings
Vorstandsvorsitzender der
Gutehoffnungshütte Aktienverein AG, Oberhausen
Januar 1977 bis Januar 1983

Dr. phil. Heinz Markmann
Leiter des Wirtschafts- und Sozialwissenschafflichen Instituts des
Deutschen Gewerkschaftsbundes GmbH, Düsseldorf
Seit Juni 1971

Dr. phil. h. c. Hans L. Merkle
Vorsitzender der Geschäftsfi.ihrung der Robert Bosch GmbH, Stutt-
gart
Professor
Januar 1965 bis Januar 1977

Dr. rer. pol. h. c. Ernst Wolf Mommsen
Vorsitzender des Vorstandes der Thyssen Röhrenwerke AG, Düssel-
dorf
Mai 1967 bis Mai 1970
Verstorben am 23. Januar 1979

Dr. iur. Hans Werner Osthof f
Vorsitzender der Geschäftsführung der Stahlwerke Röchling-Bur-
bach GmbH, VöIklingen/Saar
Honorarprofessor für Wirtschaftsrecht und Industriepolitik der Eu-
ropäischen Gemeinschaften an der Universität des Saarlandes
Mai 1970 bis Mai 1973

Dietrich Ranf t
Generalsekretär der Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der
Wissenschaften e. V., Mürrchen
Seit Januar 1975

Dr. rer. nat. Gerhard Rasp6
Mitglied des Vorstandes der Schering AG, Berlin
Juni 1970 bis September 19?4
Verstorben am 1. September 1974

Dr.-Ing. Dr.-Ing. E. h. Otto Reuleaux
Vorsitzender des Vorstandes der Kali-Chemie AG Hannover
Februar 1958 bis Januar 1963
Verstorben am 14. März 1979
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Dr. phil. h. c. Friedrich Schneider
Ministerialdirektor a. D.
Generalsekretär der Max-P1anck-Gesellschaft zur Förderung der
Wissenschaften e. V., Mi.i'nchen
Januar 1967 bis Januar 1975

Verstorben am 6. Mai 1981

Werner Schulz
Mitglied des Vorstandes der Bank für Gemeinwirtschaft,
Frankfurt/M.
Januar 1975 bis Januar 1978

Dr. rer. nat. Matthias Seef elder
Vorsitzender des Vorstandes der Badischen Anilin- und
Soda-Fabrik AG, Ludwigshafen
Honorarprofessor für Organische Chemie
an der Universität Heidelberg
Januar 1980 bis Januar 1983

Dr. iur. Hans-Joachim Seeler
Senator a. D., Hamburg
Mitglied des Europäischen Parlaments
Seit Januar 1980

Dr. rer. pol. Karl Heinz Sohn
Staatssekretär im Bundesministerium
menarbeit
Professor für Volkswirtschaftslehre an
mund
Mai 1969 bis Juni 1971

Diplom-Volkswirt RoIf Sp aethen
Mai 1967 bis Mai 1970

für wirtschaftliche Zusam-

der Sozialakademie Dort-

Dr. phil. nat. Dr. rer. nat. h. c. Dr.-Ing. E. h. BernhardTimm
Vorsitzender des Aufsichtsrates der Badischen Anilin- und Soda-
Fabrik AG, Ludwigshafen
Honorarprofessor für Chemische Technologie an der Universität
Heidelberg
August 1973 bis Januar 1980

Dr. iur. Dr. rer. pol. h. c. Heinrich Troeger
Vizepräsident i. R. der Deutschen Bundesbank
Januar 1965 bis August 19?0
Verstorben am 28. August 1975
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Dr. iur. Dr. rer. pol. h. c. Ernst Hellmut Vits
Vorsitzender des Vorstandes der Vereinigten Glanzstoff-Fabriken
AG, Wuppertal-Elberfeld
Vorsitzender des Vorstandes des Stifterverbandes für die Deutsche
Wissenschaft
Februar 1958 bis Januar 1965
Verstorben am 23. Januar 1970

Dr.-Ing. Dr. rer. nat. h. c. Dr.-Ing. E. h. Dr. rer. pol. h. c.
Carl Wurster
Vorsitzender des Aufsichtsrates der Badischen Anilin- und Soda-
Fabrik AG, Ludwigshafen
Honorarprofessor an der Universität Heidelberg
Februar 1958 bis Januar 1967
Verstorben am 14. Dezember 1974

II. Von den Regierungen des Bundes und der Länder entsandte Mitglie-
der

1. Bundesregierung

Dr. iur. Wolfgang Cartellieri
Staatssekretär des Bundesministeriums für wissenschaftliche For-
schung
September 1959 bis November 1966
Verstorben am 6. JuIi 1969

Dr. iur. Hans von Heppe
Staatssekretär im Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft
November 1966 bis Oktober 1970
Verstorben am 2. April 1982

Dr. phil. Hildegard Hamm-Brücher
Staatssekretär im Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft
Oktober 1970 bis Juni 1972

Hans-Hilger H a un s c h il d
Staatssekretär im Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft
Juni 1972 bis Februar 1973

Dr. rer. pol. Reimut Jochimsen
Staatssekretär im Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft
Professor für Wirtschaftliche Staatswissenschaften an der Universi-
tät Kiel
Februar 1973 bis Oktober 1978

Dr. phil. Hermann Granzow
Staatssekretär im Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft
Oktober 1978 bis Oktober 1982
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PauI Harro Piazolo
staatssekretär im Bundesministerium für Bildung und wissenschaft
Seit Oktober 1982

Dr. rer. pol. Ludwig Seiermann
Staatssekretär im Bundesministerium für Verkehr
Februar 1958 bis März 1967

Karl Wittrock
Staatssekretär im Bundesministerium für Verkehr
April 1967 bis Februar 1973

Hans-Hilger H a un s c hil d
Staatssekretär im Bundesministerium für Forschung und Technolo-
gie
Seit Februar 1973

Professor A]fred H a rtm ann
Staatssekretär des Bundesministeriums der Finanzen
Februar 1958 bis Februar 1959

Verstorben am27. September 1967

Dr. iur. KarI M. Hettlage
Staatssekretär des Bundesministeriums der Finanzen
Professor für ÖffenUiches Recht an der Universität Mainz
Honorarprofessor an der Universität Bonn
Februar 1959 bis Februar 1963

Walter Grund
Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen
Februar 1963 bis Februar 1970

Dr. rer. pol. Hans Georg E m d e

Staatssekretär im Bundesministerium für Wirtschaft und Finanzen
Februar 19?0 bis Februar 19?3

Dr. rer. pol. Manfred Schü1er
Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen
Februar 1973 bis Oktober 1974

Dr. iur. Joachim Hiehle
Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen
Oktober 1974 bis Aprit 1978

Dr. iur Günter Obert
Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen
Seit April 1978

48



Dr. iur. Georg Anders
Staatssekretär im Bundesministerium des Innern
Februar 1958 bis November 1962
Verstorben am24. Mai 1972

Dr. iur. Josef Hö1zl
Staatssekretär im Bundesministerium des Innern
Honorarprofessor an der Universität Würzburg
November 1962 bis November 1965
Verstorben am 30. September 1975

Dr. iur. Werner Ernst
Staatssekretär im Bundesministerium des Innern
Honorarprofessor an der Freien Universität Berlin
Dezember 1965 bis Juni 1968

Heinrich Köppler
Parlamentarischer Staatssekretär im Bundesministerium des Innern
Juni 1968 bis Dezember 1969
Verstorben am 20. April 1980

Dr. iur. Hans Schäf er
Staatssekretär im Bundesministerium des Innern
Dezember 1969 bis Februar 1970
Verstorben am 6. Mai 1980

Wolfram Dorn
Parlamentarischer Staatssekretär im Bundesministerium des Innern
Februar 1970 bis November 1972

Dr. iur. Wolfgang Rutschke
Staatssekretär im Bundesministerium des Innern
November 1972 bis Dezember 1974

Gerhart Rudolph B aum
Parlamentarischer Staatssekretär im Bundesministerium des Innern
Dezember 1974 bis Oktober 1978

Dr. iur. Siegfried FröhIich
Staatssekretär im Bundesministerium des Innern
Oktober 1978 bis JuIi 1979

Dr. iur. Günter Hartkopf
Staatssekretär im Bundesministerium des Innern
Seit JuIi 1979

Dr. phil. Theodor Sonnemann
Staatssekretär des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten
Februar 1958 bis Januar 1962
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Diplom-Landwirt Rudolf H ü t t eb r äu k e r
Staatssekretär im Bundesministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten
Aprit 1962 bis Februar 1968

Dr. rer. poI. Fritz Neef
Staatssekretär im Bundesministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten
März 1968 bis Dezember 1969
Verstorben am 29. August 1979

Dr. agr. Hans Dieter Griesau
Staatssekretär im Bundesministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten
Dezember 1969 bis Februar 1973
Verstorben am 28. Dezember 1978

Hans-Jürgen Rohr
Staatssekretär im Bundesministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten
Seit Februar 1973

Dr. iur. Ludger Westrick
Staatssekretär im Bundesministerium f ür Wirtschaft
Februar 1958 bis November 1963

Dr. rer. pol. Wolfram Langer
Staatssekretär im Bundesministerium für Wirtschaft
November 1963 bis März 1966

Dr. rer. pol. Fritz Neef
Staatssekretär im Bundesministerium für Wirtschaft
März 1966 bis März 1967
Verstorben am 29. August 1979

Dr. rer. pol. Johann Baptist SchöIIhorn
Staatssekretär im Bundesministerium für Wirtschaft
März 1967 bis JuIi 1968

Dr. iur. Klaus von Dohnanyi
Staatssekretär im Bundesministerium für Wirtschaft
Juli 1968 bis November 1969

Dr. iur. Detlev Karsten Rohwedder
Staatssekretär im Bundesministerium für Wirtschaft und Finanzen
November 1969 bis April 1973

Dr. rer. pol. Otto Schlecht
Staatssekretär im Bundesministerium für Wirtschaft
Seit Aprit 1973
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2. Baden-Württemberg

Dr. med. h. c. Wilhelm Simpf endörf er
Kultusminister
Februar 1958 bis November 1958
Verstorben am 4. Mai 1973

Dr. phil. Gerhard Storz
Kultusminister
Professor
November 1958 bis JuIi 1964

D. theol. Dr. theol. h. c. Wilhelm Hahn
Kultusminister
Professor für Praktische Theologie an der Universität Heidelberg
Juli 1964 bis Mai 1978

Dr. iur. Helmut Engler
Minister für Wissenschaft und Kunst
Professor für Bürgerliches Recht und Zivilprozeßrecht an der Uni-
versität Freiburg
Seit Mai 1978

3. Bayern

Dr. iur. Theodor Maunz
Staatsminister für Unterricht und Kultus
Professor für ÖffenUiches Recht, insbesondere deutsches und baye-
risches Staats- und Verwaltungsrecht an der Universität München
Februar 1958 bis Oktober 1964

Erwin Lauerbach
Staatssekretär im Staatsministerium für Unterricht und Kultus
Januar 1965 bis Dezember 1974

Dr. iur. Mathilde Berghof er-Weichner
Staatssekretärin im Staatsministerium für Unterricht und Kultus
Seit Januar 1975

4. Berlin

Dr. phil. Joachim Tiburtius
Senator für Volksbildung
Professor für Handels- und Sozialpolitik an der Freien Universität
Berlin
Februar 1958 bis Mai 1963
Verstorben am 27. Mai 1967
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Dr. iur. Adolf Arndt
Senator für Wissenschaft und Kunst
Mai 1963 bis April 1964
Verstorben am 13. Februar 1974

Dr. phil. nat. Werner Stein
Senator für Wissenschaft und Kunst
Professor für Experimentalphysik und Biophysik an der Freien
Universität Berlin
April 1964 bis Juni 1975

Gerd Löf f Ier
Senator für Wissenschaft und Kunst
Juni 1975 bis Juli 1977

Dr. phil. Peter Glotz
Senator für Wissenschaft und Forschung
JuIi 1977 bis Januar 1981

Günter Gaus
Senator für Wissenschaft und Forschung
Februar 1981 bis Juni 1981

Dr. iur. Wilhelm A. Kewenig, LL.M. (Harvard)
Senator für Wissenschaft und Kulturelle Angelegenheiten
Professor für Öffentliches Recht an der Universität KieI
Seit JuIi 1981

5. Bremen

Willy Dehnkamp
Stellvertreter des Präsidenten des Senats
Senator für das Bildungswesen
Februar 1958 bis JuIi 1965

Moritz Thape
Senator für Bildung, Wissenschaft und Kunst
JuIi 1965 bis November 19?5

Horst Werner Franke
Senator für Wissenschaft und Kunst
Seit November 1975

6. Hamburg

Dr. iur. Herbert Weichmann
Senator der Finanzbehörde
Honorarprofessor an der Universität Hamburg
Februar 1958 bis September 1965
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Gerhard Brandes
Senator und Präses der Finanzbehörde
September 1965 bis April 1970

Hans Rau
Bürgermeister
Präses der Finanzbeh<irde
April 1970 bis Juni 1974

Dr. iur. Hans-Joachim Seeler
Senator und Präses der Finanzbehörde
Juni 1974 bis November 1978

Dr. rer. pol. Wilhelm NöIling
Senator und Präses der Finanzbehörde
November 1978 bis Mai 1982

Jürgen Steinert
Senator und Präses der Finanzbehörde
Juli 1982 bis März 1983

Jörg König
Senator und Präses der Finanzbehörde
Seit März 1983

7. Hessen

Dr. med. h.c. Arno Hennig
Minister fi.iLr Erziehung und Volksbiidung
Februar 1958 bis Januar 1959
Verstorben am 23. Juli 1963

Dr. phil. Ernst Schütte
Kultusminister
Professor
Februar 1959 bis November 1969
Verstorben am24. Oktober 1972

Dr. phil Ludwig von Friedeburg
Kultusminister
Honorarprofessor für Soziologie an der Universität Frankfurt
November 1969 bis Dezember 1974

Hans Krollmann
Kultusminister
Seit Januar 19?5
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8. Niedersachsen

Richard Langeheine
Kultusminister
Februar 1958 bis Mai 1959

Dr.-Ing. E.h. Richard Voigt
Kultusminister
Mai 1959 bis Juni 1963
Verstorben am 10. März 1970

Dr. iur. Hans Mühlenf eld
Kultusminister
Juli 1963 bis April 1965
Verstorben am 14. Oktober 1969

Richard Langeheine
Kultusminister
Juni 1965 bis August 1970

Dr. phil. Peter von Oertzen
Kultusminister
Professor für Wissenschaft von der Politik an der Technischen
Universität Hannover
August 1970 bis Mai 1974

Dr. phil. Günter Wichert
Staatssekretär im Ministerium für Wissenschaft und Kunst
November 1974 bis Mai 1976

Dr. iur.. AxeI Freiherr von Campenhausen
Staatssekretär im Ministerium für Wissenschaft und Kunst
Professor für Politik und ÖffenUiches Recht, Kirchenrecht an der
Universität München
Mai 1976 bis Dezember 1978

Dr.-Ing. Dr.-Ing. E.h. Eduard PesteI
Minister ftir Wissenschaft und Kunst
Professor
Januar 1979 bis Mai 1981

Dr. iur. Johann-Tönjes Cassens
Minister für Wissenschaft und Kunst
Seit JuIi 1981
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9. Nordrhein-Westfalen

Dr. phil. Dr. h.c. PauI Luchtenberg
Kultusminister
Professor
Honorarprofessor an der Universität Bonn
Februar 1958 bis November 1958

Werner Schütz
Kultusminister
November 1958 bis JuIi 1962
Verstorben am 1. JuIi 1975

Dr. iur. PauI Mikat
Kultusminister
Professor für Deutsche Rechtsgeschichte, Bürgerliches Recht,
Kirchenrecht an der Universität Bochum
September 1962 bis Dezember 1966

Fritz Holthof f
Kultusminister
Januar 1967 bis August 1969

Dr. phil. Hermann Lübbe
Staatssekretär im Kultusministerium
Professor für Philosophie an der Universität Bochum
August 1969 bis September 1970

Johannes Rau
Minister für Wissenschaft und Forschung
September 19?0 bis September 1978

Dr. rer. pol. Reimut Jochimsen
Minister für Wissenschaft und Forschung
Professor für Wirtschaftliche Staatswissenschaften an der
Universität KieI
Oktober 1978 bis Juni 1980

Hans Schwier
Minister für Wissenschaft und Forschung
Seit September 1980

10. Rheinland-Pfalz

Dr. rer. pol. Eduard Orth
Minister für Unterrieht und Kultus
Februar 1958 bis Juni 1967
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Dr. phil. Bernhard VogeI
Minister für Unterricht und Kultus
Juni 1967 bis Dezember 1976

Dr. phii. Hanna-Renate Laurien
Kultusminister
Dezember 1976 bis Juni 1981

Dr. phil. Georg GöIter
Kultusminister
Seit Juli 1981

11. Saarland

Dr. phil. Franz Josef Röder
Ministerpräsident und Minister für Kultus, Unterricht und Volks-
bildung
Februar 1958 bis Oktober 1965
Verstorben am 26. Juni 1979

Werner Scherer
Minister für Kultus, Unterricht und Volksbildung
November 1965 bis November 1977

Josef Jochem
Minister für Kultus, Bildung und Sport
Januar 1978 bis Juni 1980

Dr. iur. Wolfgang Knies
Minister für Kultus, Bildung und Sport
Professor für Staatsrecht, Verwaltungsrecht,
Finanz- und Steuerrecht an der Universität des Saarlandes
Seit Juli 1980

12. Schleswig-Holstein

Edo Osterloh
Kultusminister
Februar 1958
Verstorben am25. Februar 1964

Claus Joachim von Heydebreck
Kultusminister
April 1964 bis Mai 1969

Kurt Hannemann
Kultusminister
Mai 1969 bis November 1969
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Dr. rer. pol. Walter Braun
Kultusminister
Professor für Betriebswirtschaftslehre an der Universität KieI
November 1969 bis Mai 19?9

Dr. phil. Peter Bendixen
Kultusminister
Seit JuIi 1979
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Vorsitzende des Wissenschaftsrates

Professor Dr. iur. Dr. iur. h.c. Dr. iur. h.c. Helmut Coing
Februar 1958 bis Januar 1961

Professor Dr. iur. Ludwig Raiser
Januar 1961 bis Januar 1965

.,

Professor Dr.-Ing. Hans ieussink
Januar 1965 bis Oktober 1969

Professor Dr. rer. nat. Reimar Lüst
November 1969 bis Januar 1972

Professor Dr. phil. Theodor Heidhues
Januar 1972 bis Januar 1976

Professor Dr. iur. Wilhetm A. Kewenig, LL.M. (Harvard)
Januar 1976 bis Januar 1979

Professor Dr. iur. Andreas Heldrich
Januar 1979 bis Januar 1982

Professor Dr. rer. nat. Hans-Jürgen Engell
Seit Januar 1982

Vorsitzende der Wissenschaftlichen Kommission
des Wissenschaftsrates

Professor Dr. iur. Dr. iur. h.c. Dr. iur. h.c. Helmut Coing
Februar 1958 bis Oktober 1959

Professor Dr. iur. Ludwig Raiser
Oktober 1959 bis Januar 1961

Professor Dr. med. Wolfgang Bargmann
Januar 1961 bis Januar 1964

Professor Dr. phil. Hellmut Bredereck
Januar 1964 bis Januar 1967

Professor Dr. phil. nat. Karl-Heinrich Weise
Januar 1967 bis Januar 1969

Professor Dr. med. Rudolf Thauer
Januar 1969 bis Januar 19!0
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Professor Dr. iur. Wolfram Henckel
Januar 1970 bis Dezember 1971

Professor Dr. med. Dr. rer. nat. Gerhard Thews
Januar 1972 bis Januar 1973

Professor Dr. rer. nat. Hansjörg Sinn
Januar 1973 bis Januar 1976

Professor Dr. med. Jürgen Peif f er
Januar 1976 bis Januar 1977

Professor Dr.-Ing. Oskar M a h renho It z
Januar 1977 bis Januar 1979

Professor Dr. med. Dr. phil Heinz Häf ner
Januar 1979 bis Januar 1980

Professor Dr. phil. Dipl.-Psych. Hans-Joachim Kornadt
Januar 1980 bis Januar 1981

Professor Dr. rer. nat. Hans-Jürgen EngeIl
Januar 1981 bis Januar 1982

Professor Dr. phil. Peter Graf Kielmansegg
Seit Januar 1982

Vorsitzende der Verwaltungskommission
des Wissenschaftsrates

Staatssekretär Dr. iur. Georg Anders
Februar 1958 bis November 1962

Staatssekretär Professor Dr. iur. Josef H ö I z I
Februar 1963 bis Mai 1963

Staatssekretär Dr. iur. Wolfgang Cartellieri
Mai 1963 bis November 1966

Staatssekretär Dr. iur. Hans von Heppe
Dezember 1966 bis Oktober 1970

Staatssekretär Dr. phil. Hildegard H a m m - B r ü c h e r
November 1970 bis Juni 1972

Staatssekretär Hans-Hilger H a un s c h i I d
Juli 19?2 bis Januar 1973
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Staatssekretär Professor Dr. rer. pol. Reimut Jochimsen
Februar 1973 bis Oktober 1978

Staatssekretär Dr. phil. Hermann Granzow
November 1978 bis Oktober 1982

Staatssekretär PauI Harro Piazolo
Seit November 1982

Kultusminister Richard L a n geh e in e

Februar 1958 bis Mai 1959

Kultusminister Edo O s t erl o h
Juli 1959 bis Februar 1964

Kultusminister Professor Dr. iur. PauI M i k a t
April 1964 bis Dezember 1966

Kultusminister Professor Dr. phil. Ernst Schütte
Dezember 1966 bis November 1969

Kultusminister Werner S ch ere r
November 1969 bis November 1977

Staatssekretärin Dr. iur. Mathilde Berghof er-Weichner
Seit Januar 1978

Generalsekretäre

Ministerialdirektor Dr. phil. h.c. Friedrich Schneider
1958 bis 1966
Verstorben am 6. Mai 1981

Ministerialdirektor Karl-Gotthart H a s e m a n n
1966 bis 1971
Verstorben am 14. Juni 1975

Ministerialdirektor Dr. iur. Peter K r e y e n b e r g
Seit 1971
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Verzeichnis
der Veröff entlichungen des Wissenschaftsrates

seit 1958



In Klammer:r sind jeweils Monat und Jahr der Verabschiedung durch den
Wissenschaftsrat angegeben.

In dem jährlich erscheinenden Band ,,Empfehlungen und Stellungnah-
men des Wissenschaftsrates" sind jeweils Empfehlungen und Stellung-
nahmen, die nicht gesondert veröffentlicht wurden, und der Allgemeine
TeiI der Empfehlungen zu den Rahmenplänen nach dem Hochschulbau-
förderungsgesetz (seit dem 3. Rahmenplan) zusammengefaßt.

Bei Empfehlungen, die nachträglich in einem der jährlich erscheinenden
Sammelbände,, Empf ehlungen und Stellungnahmen des Wissenschafts-
rates" abgedruckt wurden, wird jeweils auf das Berichtsjahr des betref-
fenden Bandes und auf die Seitenzahl hingewiesen (2.B. E + St 75,
s. 27 ff.).
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A. AIs selbständige Titel veröffentlichte Schriften

- Empfehlungen zum Ausbau der wissenschaftlichen Einrichtungen,
Teil I: Wissenschaftliche Hochschulen (Oktober 1960)1)

- Anregungen zur Gestalt neuer Hochschulen (Februar 1962)1)

- Empfehlungen zur Aufstellung von Raumprograrnmen für Bauvorha-
ben der wissenschafUichen Hochschulen (November 1968)

- Empfehlungen zum Ausbau der wissenschaftlichen Einrichtungen,
Teil II: Wissenschaftliche Bibliotheken (November 1968)

- Abiturienten und Studenten. Entwicklung und Vorschätzung der Zah-
Ien 1950 bis 1980 (März 1964)

- Empfehlungen zum Ausbau der wissenschaftlichen Einrichtungen,
Teil III: Forschungseiarichtungen außerhalb der wissenschaftlichen
Hochschulen, Akademien der Wissenschaften, Museen und wissen-
schaftliche Sammlungen (3 Bände) (November 1964)

- Empfehlungen zur Neugliederung des Lehrkörpers an den wissen_
schaftlieäen Hochschulen (November 1964)

- Empfehlungen für die Ausbildung im Fach pharmazie (November
1e64)

- Bericht des vorsitzenden über die Arbeit des wissenschaftsrates 1g61
bis 1964 (März 1965)

- Empfehlungen zur Neuordnung des studiums an den wissenschaftli-
chen Hochschulen (Mai 1966)r)

- Empfehlungen zum Ausbau der wissenschafflichen Hochschulen bis
19?0 (Mai 1967)

- Empfehlungen zur struktur und zum Ausbau der medizinischen For-
schungs- und Ausbildungsstätten (November 1g6? und Januar 1968)

- Wissenschaftsrat 195?-1967 (März 1968)1)

- verzeichnis 1968 im sinne der verfahrensordnung für die Einrichtung
und Finanzierung von Sonderforschungsbereichen (Mai 196g)

- Empfehlungen zur struktur und verwaltungsorganisation der univer-
sitäten (November 1968)

- Empfehlungen zur Neuordnung von Forschung und Ausbildung im
Bereich der Agrarwissenschaften (Mai 1969)

- Empfehlungen zur struktur und zum Ausbau des Bildungswesens im
Hochschulbereich nach 19?0 (B Bände) (Mai 19?0)

- Empfehlungen und stellungnahmen des wissenschaftsrates 1g72,
1973
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- Dreijährige Studiengänge im Gesundheitswesen - Vorschläge für Mo-
dellversuche (Mai 1973)

- Empfehlungen und Stellungnahmen des Wissenschaftsrates 1973,

r914

- Empfehtungen zu Organisation, Planung und Förderung der For-
schung (November 1974)

- Empfehiungen und Stellungnahmen des Wissenschaftsrates 1974,

1975

- Empfehlungen und Stellungnahmen des Wissenschaftsrates 1975,

1976

- Empfehlungen zu Umfang und Struktur des Tertiären Bereichs (Juni
1e76)

- Empfehlungen zu Aufgaben, Organisation und Ausbau der medizini-
schen Forschungs- und Ausbildungsstätten (JuIi 1976)

- Empfehlungen und Stellungnahmen des Wissenschaftsrates 1976,

19??1)

- Ansprachen anläßlich des 20jährigen Bestehens des Wissenschaftsra-
tes, 197?1)

- Empfehlungen und Stetlungnahmen des Wissenschaftsrates 197?,

1978

- Empfehlungen zur Differenzierung des Studienangebots (November

19?8)1)

- Empfehlungen und stellungnahmen des wissenschaftsrates aus den

Jahren 1958 bis 1971, 1978

- Empfehlungen und Stellungnahmen des Wissenschaftsrates 1978,

19?91)

- Empfehlungen zur Forschung und zum Mitteleinsatz in den Hochschu-
ien (JuIi 1979)

- Empfehlungen und Stellungnahmen des Wissenschaftsrates 1979,

1980

- stellungtahmen zu geisteswissenschaftlichen Forschungseinrichtun-
gen außerhalb der Hochschulen (JuIi und November 1980, Januar
1981)2)

- Empfehlungen und Stellungnahmen des Wissenschaftsrates 1980,

1981

) V".griff"",; fnthatt Stellungtrahmen zum Institut für deutsche Sprache, zum Institut für
Zeitgeschichte, zum wissenschaftszentrum Berlin, zur stiftung Deutsches
übersee-Institut, zum Johann-Gottfried-Herder-f'orschungsrat und zum For-
schungsinstitut für öffentliche verwaltung bei der Hochschule für verwal-
tungswissenschaf ten SPeYer.
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Empfehlungen zur Verbesserung der Lage von Forschung und Lehre in
der Zahnmedizin (Januar 1981)

Empfehlungen zu Aufgaben und Stellung der Fachhochschulen (JuIi
1981)

Empfehlungen und Stellungnahmen des Wissenschaftsrates 1981,
1982

Zur Problematik befristeter Arbeitsverhältnisse mit wissenschaftli-
chen Mitarbeitern. Zur Forschung mit Mitteln Dritter an den Hoch-
schulen (Mai 1982)

Stellungnahmen zu den Wirtschaftsforschungsinstituten und zum
Forschungsinstitut für Rationalisierung (JuIi 1982)1)

Empfehlungen und Stellungnahmen des Wissenschaftsrates 1982,
1983

') E"thält Stellungnahmen zum Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung, zum
Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung, zum HWWA-Institut für Wirt-
schaftsforschung, zum Rheinisch-Westfälischen Institut ftir Wirtschaftsfor-
schung und zum Institut fi.ir Weltwirtschaft an der Universität Kiel.
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I.

B. Sonstige Veröffentlichungen

Empfehlungen zur Bereitstellung von InvestitionsmitteLr und zur
Rahmenplanung nach dem Hochschulbauförderungsgesetz

1. Allgemeines

Beschluß für die Empfehlung an die Bundesregierung über die Ver-
wendung des im Haushaltsjahr 1958 für die allgemeine Förderung von
Wissenschaft und Forschung vorgesehenen Betrages von 85 Millionen
DM (Juni 1958)

Empfehlungen an die Länderregierungen, die Planungsmittel für die
Bauvorhaben zu erhöhen, für die eine Förderung durch Bundesmittel
in Betracht kommt (Juni 1958)

Empfehlungen an die Bundesregierung zur Bereitstellung von Mitteln
für die allgemeine Förderung der Wissenschaft im Jahre 1959 (März
1959)

Empfehlung an die Bundesregierung für die im Haushaltsplan 1960
für die zusätzliche Förderung der Wissenschaft vorzusehenden Mittel
(Juli 1959)

Empfehlung an die Landesregierungen über die Besetzung der Bauäm-
ter (Juli 1959)

Empfehlung betr. Verwendung der im Bundeshaushalt 1960 bereitge-
stellten Mittel für die zusätzliche Förderung dringender Bedürfnisse
der Wissenschaft (März 1960)

Empfehlung an die Bundesregierung zur Bereitstellung von Mitteln
für die zusätzliche Förderung dringender Bedürfnisse der Wissen-
schaft im Haushaltsjahr 1961 (März 1960)

Empfehlung an die Bundesregierung zur Verwendung der im Haus-
haltsplanentwurf 1961 für die allgemeine Förderung der Wissenschaft
vorgesehenen Mittel (September 1960)

Empfehlung an die Bundesregierung für die Bereitstellung von MitteLn
im Haushaltsjahr 1962 (Juni 1961)

Empfehlung an die Bundesregierung zur Verwendung der Bundesmit-
tel für die allgemeine Förderung der Wissenschaft im Jahre 1962
(November 1961)

Empfehlung über die Gewährung von Bundeszuschüssen zum Erwerb
von Grundstücken für den Aubau der wissenschafUichen Hochschulen
(November 1961)

Empfehlung an die Bundesregierung zur Bereitstellung von Mitteln
für die allgemeine Förderung der Wissenschaft im Haushaltsjahr 1963
(Mai 1962)

I.
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Empfehlung an die Bundesregierung und die Regierungen der Länder,
Fragen der gemeinsamen Finanzierung von Bauten für bestehende und
neue Hochschulen zu regeln (Mai 1962)

Empfehlung zur Durchführung und Beschleunigung der Baumaßnah-
men für wissenschaftliche Einrichtungen (Mai 1962)

Empfehlung an die Bundesregierung zur Bereitstellung und Verwen-
dung von Mitteln für die allgemeine Förderung der Wissenschaft im
Jahre 1963 (Oktober 1962)

Entschließung zur fristgerechten Durchführung des Bauprogramms,
der Neugründung von Hochschulen und der Zusammenarbeit zwi-
schen Bund und Ländern (JuIi 1963)

Empfehlung über die Verwendung von Bundesmittebr für die allge-
meine Förderung der Wissenschaft im Jahre 1964 (November 1963)

Beschluß zur Vorbereitung der Empfehlung über die Verwendung der
Bundesmittel für den Ausbau der Hochschulen im Haushaltsjahr 1965
(Juti 1964)

Empfehlung zur Verwendung der Bundesmittel zur allgemeinen För-
derung der Wissenschaft im Jahre 1965 (November L964)

Beschluß zum Bedarf an Bundesmitteln für die allgemeine Förderung
der Wissenschaft in den Jahren 1965 und 1966 (Januar 1965)

Empfehlung an die Bundesregierung zur Bereitstellung von Bundes-
mitteln für neue wissenschaftliche Hochschulen im Jahre 1966 (De-
zember 1965)

Empfehlung an die Bundesregierung zur Bereitstellung von Bundes-
mitteb: für die allgemeine Förderung der Wissenschaft im Jahre 1966
(Januar 1966)

Beschluß zur Bereitstellung von Bundesmitteln für die allgemeine
Förderung der Wissenschaft in den Jahren 1966 und 1967 (Juli 1966)

Empfehlung an Bund und Länder zur Bereitstellung von Mitteln für
die allgemeine Förderung der Wissenschaft im Jahre 1967 (Dezember
1966)

Empfehlung zur Finanzierung des Ausbaues der wissenschaftlichen
Hochschulen im Jahre 1968 (Januar 1967)

Ergänzung zur Empfehlung an Bund und Länder zur Bereitstellung
von Mitteln für die allgemeine Förderung der Wissenschaft im Jahre
1967 (JuIi 1967)

Empfehlung an Bund und Länder zur Bereitstellung von Mitteln für
die allgemeine Förderung der Wissenschaft im Jahre 1968 (November
1967, Januar 1968)

Richtlinien für die Erstattung von Grunderwerbskosten im Rahmen
der Bereitstellung von Bundesmitteln zum Hochschulbau (Januar
1e6B)
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- Stellungnahme zur Regelung der Finanzierung der Gemeiaschaftsauf-
gabe Ausbau und Neubau von wissenschafUichen Hochschulen im
Grundgesetz (Mai 1968)

- Empfehlung an Bund und Länder zur Bereitstellung von Investitions-
mitteln für die wissenschafflichen Hochschulen und sonstigen wissen-
schaftlichen Einrichtungen im Jahre 1969 (Februar 1969)

- Ergänzung zur Empfehlung an Bund und Länder zur Bereitstellung
von Investitionsmitteln für die wissenschaftlichen Hochschulen und
sonstigen wissenschaftlichen Einrichtungen im Jahre 1969 vom 1. Fe-
bruar 1969 (Juli 1969)

- Empfehlung an Bund und Länder zur Bereitstellung von Investitions-
mitteln für die wissenschaftlichen Hochschulen und sonstigen wissen-
schaftlichen Einrichtungen im Jahre 1970 (Januar 1970)

- Ergänzung zur Empfehlung an Bund und Länder zur Bereitstellung
von Investitionsmitteln für die wissenschaftlichen Hochschulen und
sonstigen wissenschaftlichen Einrichtungen im Jahre 1970 vom 31. Ja-
nuar 1970 (Juti 1970)

- Empfehlungen zum ersten Rahmenplan nach dem Hochschulbauför-
derungsgesetz (Januar 1971)

- Empfehlung an Bund und Länder zur Bereitstellung von Investitions-
mitteln für Hochschulen und sonstige wissenschafUiche Einrichtun-
gen im Jahre 1971 (Januar 1971)

- Ergänzung zur Empfehlung an Bund und Länder zur Bereitstellung
von Investitionsmitteln für Hochschulen und sonstige wissenschaftli-
che Einrichtungen im Jahre 1971 vom 30. Januar 19?1 (Juli 1971)

- Stellungrahme zum Aktionsprogramm für Baumaßnahmen im Hoch-
schulbereich des Landes Nordrhein-Westfalen (November 1 97 1)

- Grundsätze für die Zusammenarbeit zwischen der Deutschen For-
schungsgemeinschaft und dem Wissenschaftsrat bei der Beurteilung
von Anmeldungen der Länder für Großgeräte (November 1971)

- Empfehlung an Bund und Länder zur Bereitstellung von Investitions-
mittebr für wissenschaftliche Einrichtungen außerhalb der Hochschu-
len im Jahre 1972 (Januar 1972). E + St ?2, S. 17 ff.

- Empfehlungen zum zweiten Rahmenplan nach dem Hochschulbauför-
derungsgesetz (Mai 197 2)

- Empfehlung zur Beschaffung von Großgeräten für Ausbildung und
Forschung (Juli 1972)

- Ergänzung der Empfehlungen zum ersten und zweiten Rahmenplan
(November 1972)

- Empfehlung zur Beschaffung von Großgeräten für Ausbildung und
Forschung im ersten und zweiten Rahmenplan nach dem Hochschul-
bauförderungsgesetz (November 19 72)
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Empfehlung an Bund und Länder zur Bereitstellung von Investitions-
mitteln für wissenschafUiche Einrichtungen außerhalb der Hochschu-
Ien im Jahre 1973 (Januar 1973). E + St 73, S. 3? ff.

Empfehlungen zum dritten Rahmenplan nach dem Hochschulbauför-
derungsgesetz (Mai 1973). E + St 73, S. 53 ff.

Empfehlung zur Beschaffung von Großgeräten für Ausbildung und
Forschung im zweiten Rahmenplan für den Hochschulbau (Mai 1973)

Empfehlung zur Aufnahme von Großgeräten für Ausbildung und For-
schung in den Rahmenplan nach dem Hochschulbauförderungsgesetz
(Oktober 1973)

Ergänzung der Empfehlungen zum zweiten und dritten Rahmenplan
nach dem Hochschulbauförderungsgesetz (November 1973)

Grundsätze für die Zusammenarbeit zwischen der Deutschen For-
schungsgemeinsehaft und dem Wissenschaftsrat bei der Beurteilung
von Anmeldungen der Länder bei Großgeräten (Neufassung, Novem-
ber 1973). E + St 73, S. 149 ff.

Empfehlung zur Aufnahme von Großgeräten für Ausbildung und For-
schung in den Rahmenplan nach dem Hochschulbauförderungsgesetz
(Dezember 1973)

Empfehlung zur Konzentration in den Fachrichtungen Glas/Keramik,
Textilwesen und Design im Fachhochschulbereich (Januar 1974).
E + St 74, S. 13 ff.

Stellungnahme zur Aufnahme von Einrichtungen der Musikhochschu-
len in Nordrhein-Westfalen in das Hochschulverzeichnis des Hoch-
schulbauförderungsgesetzes (Januar 1974). E + St 74, S. 25 ff.

Empfehlung an Bund und Länder zur Bereitstellung von Investitions-
mitteln für wissenschaftliche Einrichtungen außerhalb der Hochschu-
len im Jahre 1974 (Januar 1974). E + St 74, S. 41 ff.

Empfehlungen zum vierten Rahmenplan für den Hochschulbau 1975
bis 1978 (Mai 1974)

Empfehlung zur Aufnahme von Großgeräten für Ausbilduag und For-
schung in den Rahmenplan nach dem Hochschulbauförderungsgesetz
(Mai 1974)

Erfahrungsbericht über die Baukostenprüfung bei Bauvorhaben des
dritten Rahmenplanes nach dem Hochschulbauf örderungsgesetz (JuIi
1974)
Stellungaahme znr Aufnahme von kirchlichen Fachhochschulen
(Fachhochschulen in nichtstaatlicher Trägerschaft) in Baden-Würt-
temberg, Berlin und Rheinland-Pfalz in das Hochschulverzeichnis des
Hochschulbauförderungsgesetzes (Juli 1974). E + St 74, S. 140 ff.

Stellungnahme zur Aufnahme der Hochschule für Musik in Würzburg
in das Hochschulverzeichnis des Hochschulbauförderungsgesetzes
(JuIi 19?4). E + St 74, S. 149 ff.
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- Empfehlung zur Aufnahme von Großgeräten für Ausbildung und For-
schung in den Rahmenplan nach dem Hochschulbauförderungsgesetz
(Oktober 1974)

- Ergänzung der Empfehlungen zum dritten und vierten Rahmenplan
für den Hochschulbau (November 1974)

- Ergänzung der Empfehlung zur Aufnahme von Großgeräten für Aus-
bildung und Forschung in den Rahmenplan nach dem Hochschulbau-
förderungsgesetz vom 23. Oktober 1974 (Dezember 1974)

- Empfehlung an Bund und Länder zur Bereitstellung von Investitions-
mitteln für wissenschaftliche Einrichtungen außerhalb der Hochschu-
Ien in den Jahren 1975 bis 1978 (Januar 1975). E + St 75, S. 28 ff.

- Empfehlungen der Arbeitsgruppe Baukostenprüfung zur Aufhebung
von Kostenprüfvermerken (April und November 1975)

- Empfehlungen zum fi.i,nften Rahmenplan für den Hochschulbau 1976

bis 1979 (Mai 1975)

- Empfehlungen zur Aufnahme von Großgeräten für Ausbildung und
Forschung in den Rahmenplan nach dem Hochschulbauförderungsge-
setz (Juni rlnd November 19?5)

- Regionale und fachliche Strukturierung des weiteren Ausbaupro-
grarnms für die Hochschulen (November 1975). E + St 75, S. 187 ff.

- Ergänzung der Empfehlungen zum vierten und fünften Rahmenplan
für den Hochschulbau (November 1975)

- Empfehiung zur Bereitstellung von Investitionsmitteln für wissen-
schaftliche Einrichtungen außerhalb der Hochschulen in den Jahren
19?6 bis 1979 (November 19?5). E + St 75, S. 269 ff.

- Stellungnahme zum Vorhaben Nr. 602 der Abteilung Trier der Fach-
hochschule Rheinland-Pfa1z (Januar 1976)

- Steltungnahme zum weiteren Ausbau der Hochschulen in Kassel,

Bavreuth, Oldenburg und Osnabrück (Januar 1976). E + St ?6, S. 19 ff'

- Empfehlungen zur Aufnahme von Großgeräten für Ausbildung und
Forschung in den Rahmenplan nach dem Hochschulbauförderungsge-
setz (Januar, April, September, November und Dezember 1976)

- EmpfeNungen der Arbeitsgruppe Baukostenprüfung zur Aufhebung
von Kostenprüfvermerken (Februar und Oktober 19?6)

- Empfehlungen zum sechsten Rahmenplan für den Hochschulbau 1977

bis 1980 (Mai 1976)

- Empfehlungen zur Aufnahme von Großgeräten für Ausbildung und
Forschung in den Rahmenplan nach dem Hochschulbauförderungsge-
setz (März, Mai, September und November 19?7)

- Empfehlungen zum siebten Rahmenplan für den Hochschulbau 19?B

bis 1981 (Mai 197?)
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- Ergänzung der Empfehlungen zum siebten Rahmenplan für den Hoch-
schulbau 1978 bis 1981 hinsichtlich des Ausbaus in Baden-Württem-
berg, Bremen und Hamburg (Juli 1977)

- Ergänzung der Empfehlungen zum siebten Rahmenplan für den Hoch-
schulbau 19?8 bis 1981 (November 197?)

- Empfehlung zur Ausbringung von Kostenprüfuermerken im siebten
Rahmenplan (August 1977)

- EmpfeNungen der Arbeitsgruppe Baukostenprüfung zur Aufhebung
von Kostenprüfvermerken (Februar, Mai, September und Oktober
r917)

- Bericht der Arbeitsgruppe Baukostenprüfung über die Baukostenprü-
fung im siebten Rahmenplan (Oktober 192?). E + St ??, S. 289 ff.

- Stellungnahme des Ausschusses Medizin und der Arbeitsgruppe Bau-
kostenprüfung zur Aufhebung des Kostenprüfuermerks bei dem Vor-
haben Zenttale Tierlaboratorien in Berlin (Oktober 19??)

- Empfehlung zur Aufhebung des Kostenprüfuermerks bei dem Vorha-
ben Auditorium maximum, Universität Bochum (Oktober 197?)

- Ergänzung der Empfehlungen zum fünften und sechsten Rahmenplan
für den Hochschulbau (Januar 1977)

- Stellungnahme zum weiteren Ausbau der Universität Konstanz (Janu-
ar 1977). E + St 77, S. 207 ff.

- Stellungnahme zum weiteren Ausbau der Universität Trier (Januar
1977). E + St 7?, S. 225 ff.

- Personalriehtwerte (Mai 19?7). E + St 77, S. I ff.

- Stellungnahme zur Neugestaltung der Personalstruktur (November
1977). E + St 77, S. 38 ff.

- Empfehlungen zum achten Rahmenplan für den Hochschulbau 1979
bis 1982 (Mai 1978). E + St 78, S. 23 ff.

- Stellungnahme zum Hochschulausbau in Berlin im Hinblick auf die
Integration und Verlagerung der Lehrerausbildung (Mai 1978). E + St
78, S. 189 ff.

- Ergänzung der Empfehlungen zum siebten und achten Rahmenplan
für den Hochschulbau (November 1978)

- Empfehlungen der Arbeitsgruppe Baukostenprüfung zur Aufhebung
von Kostenprüfuermerken (Januar, März, April und Juli 1978)

- Empfehlungen zur Aufnahme von Großgeräten für Ausbildung und
Forschung in den Rahmenplan nach dem Hochschulbauförderungsge-
setz (Februar, April, September und Oktober 1978)

- Empfehlungen zum neunten Rahmenplan für den Hochschulbau 1980
bis 1983 (Juni 1979). E + St 79, S. 56 ff.
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- Ergänzung der Empfehlungen zum achten und neunten Rahmenplan
für den Hochschulbau (November 19?9)

- Empfehlung zum weiteren Ausbau der Universität Augsburg (Novem-
ber 1979). E + St 79, S. 218 ff.

- Empfehlungen der Arbeitsgruppe Baukostenprüfung zur Ausbringung
bzw. Aufhebung von Kostenprüfvermerken (Januar und September
1979)

- Empfehlungen zur Aufnahme von Großgeräten für Ausbildung und
Forschung in den Rahmenplan nach dem Hochschulbauförderungsge-
setz (Februar, Mai, Oktober und Dezember 1979)

- Empfehlung zum Ausbau der Hochschuleinrichtungen in Li.ineburg
(Januar 1980). E + St 80, S. 256 ff.

- Empfehlungen zum zehnten Rahmenplan für den Hochschulbau 1981
bis 1984 (Mai 1980). E + St 80, S. 133 ff.

- Ergänzung der Empfehlungen zum neunten und zehnten Rahmenplan
für den Hochschulbau (November 1980)

- Bericht über den Besuch der Gesamthochschule Paderborn durch
Mitglieder des Ausschusses für Hochschulausbau am 28. September
1979 (Januar 1980). E + St 80, S. 277 ff.

- Bericht über den Besuch der Universität Kaiserslautern durch Mitglie-
der des Ausschusses für Hochschulausbau am 26. Oktober 1979 (Janu-
ar 1980). E + St 80, S. 290 ff.

- Bericht über den Besuch der Universität Bremen durch Mitglieder des
Ausschusses für Hochschulausbau am 1. Februar 1980 (Juni 1980).
E + St 80, S. 299 ff.

- Stellungnahme zum Ausbaustand und zu den Entwicklungsbedingun-
gen neuer Hochschulen (Juli 1980). E + St 80, S. 210 ff.

- Stellungnahme zur weiteren Entwicklung des Hochschulausbaus (No-
vember 1980). E + St 80, S. 319

- Stellungnahme zu den Standorten der Ausbildung im Studiengang
Landbau an den Fachhochschulen in Bayern (November 1980). E + St
80, s. 320 ff.

- Empfehlungen der Arbeitsgruppe Baukostenprüfung zur Ausbringung
bzw. Aufhebung von Kostenprüfuermerken (Januar, April, Juni und
Juli 1980)

- Empfehlungen zur Aufnahme von Großgeräten für Ausbildung und
Forschung in den Rahmenplan nach dem Hochschulbauförderungsge-
setz (Januar, Mai, Juni, August, Oktober und Dezember 1980)

- Stellungnahme zu den Perspektiven des weiteren Hochschulbaus (Ja-
nuar 1981). E + St 81, S. 7 ff.

- Stellungnahme zur Verteilung von 100 Millionen DM für neue Vorha-
ben im Jahre 1981 (Mai 1981)
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- Stellungnahme zur künftigen Rahmenplanung (JuIi 1981). E + St 81,
s. 27 ff.

- Stellungnahme zu dem 400-Millionen-DM-Programm für dringliche
Maßnahmen (JuIi 1981)

- Empfehlung zu den Anmeldungen zum 400-Millionen-DM-Programm
für dringliche Maßnahmen (September 1981). E + St 81, S. 41 ff.

- Beschluß zum Verfahren für die Verabschiedung der Empfehlungen
zum ll./ 12. Rahmenplan (November 1981)

- Empfehlungen zur Aufnahme von Großgeräten für Ausbildung und
Forschung in den Rahmenplan nach dem Hochschulbauförderungsge-
setz (Mai, Juli, September, Oktober und Dezember 1981)

- Empfehlung der Arbeitsgruppe Baukostenprüfung zur Ausbringung
bzw. Aufhebung von Kostenprüfuermerken (Februar 1981)

- Stellungnahme zur Lage in den ingenieur- und naturwissenschaftli-
chen Berufen (Januar 1982). E + St 82, S. 7 ff.

- Stellungnahme zur Fachhochschulkonzeption des Landes Schleswig-
Holstein, insbesondere zum Ausbau der Fachhochschule Flensburg
(Januar 1982). E + St 82, S. 55 ff.

- Empfehlungen zum ll.ll2. Rahmenplan für den Hochschulbau 1982
bis 1986 (März 1982). E + St 82, S. 31 ff.

- Empfehlungen zu einzelnen Vorhaben der Kategorie P im ll./12.
Rahmenplan (Juli 1982)

- Stellungnahme zur Ausbauplanung an den Universitäten Bamberg,
Bayreuth und Eichstätt (November 1982). E + St 82, S. 67 ff.

- Empfehlungen zu den Nachmeldungen ntm ll./12. Rahmenplan für
den Hochschulbau (November 1982)

- Empfehlungen zur Aufnahme von Großgeräten für Ausbildung und
Forschung in den Rahmenplan nach dem Hochschulbauförderungsge-
setz (März, Juni, Juli, September, Oktober, November und Dezember
1982)

- Bericht über die Beschaffung von Großgeräten für die Hochschulen in
den Jahren 1978 bis 1981 (Aprit 1982)

- Empfehlungen der Arbeitsgruppe Baukostenprüfung zur Ausbringung
bzw. Aufhebung von Kostenprüfuermerken zurn ll./12. Rahmenplan
(März, Mai und Dezember 1982)

I.2. Stellungnahmen zu Anträgen auf Aufnahme in das Hochschulver-
zeichnis des Hochschulbauförderungsgesetzes

- Stellungnahme zur Gnindung einer Universität Trier-Kaiserslautern
(November 1969). E + St 58-71, S. 151 ff.
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- Stellungnahme zur Aufnahme der Pädagogischen Hochschulen in die
Anlage zum Hochschulbauförderungsgesetz (Mai 1970). E + St 58-71,
s. 154

- Stellungnahme zur Gründung der Universität Augsburg (JuIi 1970).
E + St 58-71, S. 155 ff.

- Stellungnahme zur GrüLndung einer Gesamthochschule in Kassel (Juli
1970). E + St 58-71, S. 158 ff.

- Stellungnahme zur Gründung von Hochschulen in Oldenburg und
Osnabrück (JuIi 1970). E + St 58-71, S. 161 ff.

- Stellungnahme zur Aufnahme der Hochschule für Wirtschaft und
Politik Hamburg in das Hochschulverzeichnis (November 19?0).
E + St 58-71, S. 164 f.

- Stellungnahme zur Aufnahme der Sporthochschule KöIn in das Hoch-
schulverzeichnis (November 19?0). E + St 58-71, S. 166 f.

- Stellungnahme zur Aufnahme der Universität Bayreuth in das Hoch-
schulverzeichnis des Hochschulbauförderungsgesetzes (Mai 1971).
E + St 58-71, S. 168 f.

- Zur Planung neuer Hochschulen (Juli 1971). E + St 58-71, S. 171 ff.

- Stellungnahme zur Aufnahme der Hochschule für Verwaltungswissen-
schaften Speyer in das Hochschulverzeichnis (November 1971).
E + St 58-71, S. 187 f.

- Stellungnahme zur Aufnahme der Fachhochschulen und der Kunst-
und Musikhochschulen in das Hochschulverzeichnis (November 1971).
E + St 58-?1, S. 189 ff.

- Stellungnahme zur Aufnahme der Hochschulen in Duisburg, Essen,
Paderborn, Siegen/Hüttental und Wuppertal in das Hochschulver-
zeichnis des Hochschulbauförderungsgesetzes (Juli 1972). E + St 72,
s. 53 ff.

- Stellungnahme zur Aufnahme der Gesamthochschule Bamberg und
der Universität Passau in das Hochschulverzeichnis des Hochschul-
bauförderungsgesetzes (November 1972). E + St 72, S.61 ff.

- Stellungnahme zur Aufnahme der Technischen Hochschule Flensburg
in das Hochschulverzeichnis des Hochschulbauförderungsgesetzes
(Januar 19?5). E + St 75, S. 13 ff.

- Stellungnahme zur Aufnahme der Fachhochschule Ostfriesland in das
Hochschulverzeichnis des Hochschulbauförderungsgesetzes (Mai
1975). E + St 75, S. 147 ff.

- Stellungnahme zur Konzentration der agrarwissenschaftlichen Aus-
bildung im Fachhochschulbereich (Juli 1975). E + St 75, S. 171 ff.

- Stellungnahme zur Aufnahme der Fernuniversität des Landes Nord-
rhein-Westfalen in das Hochschulverzeichnis des Hochschulbauförde-
rungsgesetzes (Juli 1975). E + St 75, S. 155 ff.
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Stellungnahme zur Aufnahme der Fachhochschule Biberach in das
Hochschulverzeichnis des Hochschulbauförderungsgesetzes (Mai
1976). E + St 76, S. 50 ff.

Stellungnahme zur Aufnahme der Staatlich anerkannten Fachhoch-
schule für Physikalische Technik und Informationstechnik Wedel in
das Hochschulverzeichnis des Hochschulbauförderungsgesetzes (Mai
1976). E + St 76, S. 55 ff.

Steliungnahme zur Aufnahme der Fachhochschulen in Kempten und
Landshut in das Hochschulverzeichnis des Hochschulbauf örderungs-
gesetzes (Januar 1977). E + St ?7, S.238 ff.

Stellungtahme zum Antrag auf Aufnahme der Hochschule für Sozial-
pädagogik und Sozialökonomie Bremen und der Hochschule Bremer-
haven in das Hochschulverzeichnis des Hochschulbauförderungsge-
setzes (November 1977). E + St 77,5.247 ff..

Stellungnahme zum Antrag auf Aufnahme der Technischen Universi-
tät Hamburg-Harburg in das Hochschulverzeichnis (November 1978).
E + St 78, S. 158 ff.

Stellungnahme zum Antrag auf Aufnahme der Kirchlichen Gesamt-
hochschule Eichstätt in das Hochschulverzeichnis (November 1978).
E + St 78, S. 180 ff.

Stellungnahme zur Aufnahme der Fachhochschulen Fulda und Sigma-
ringen in das Hochschulverzeichnis des Hochschulbauförderungsge-
setzes (Januar 1980). E + St 80, S. 270 ff.

II. Empfehlungen und Stellungtrahmen zur Allgemeinen Medizin und
zur Zahnmedizin

- Empfehlung zur Gründung Medizinischer Akademien (Juni 1961)

- Empfehlungen zur EnUastung der Medizinischen Fakultäten (Februar
1963)

- Empfehlungen zum Ausbau der Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde
(Juli 1963)

- Entschließung über die Finanzierung Medizinischer Akademien (No-
vember 1964)

- Empfehlungen zur Errichtung eines Akademischen Krankenhauses in
Stuttgart (Juli 1966)

- Empfehlung zur Bereitstellung von Bundes- und Landesmitteln für
neue Medizinische Hochschulen im Jahre 196? (Dezember 1966)

- Empfehlung zur Bereitstellung von Bundes- und Landesmitteln für
neue Medizinische Hochschulen im Jahre 1968 (November 1967)

- Ergänzung zur Empfehlung zur Bereitstellung von Bundes- und Lan-
desmitteln für neue Medizinische Hochschulen im Jahre 1968 (Mai
1968)
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- Empfehlung zvr Aufnahme des Klinikums Essen in die Bundesförde-
rung (Mai 1968)

- Ergebnisse der Bereisung der neuen medizinischen Forschungs- und
Ausbildungsstätten durch den Ausschuß Medizin in der Zeit vom 18.
Februar bis 1. März 1969 (Mai 1969)

- Stellungnahme zur Finanzierung von Ausbaumaßnahmen an Lehr-
krankenhäusern nach dem Hochschulbauförderungsgesetz (November
1970)

- Empfehlungen zu Bauvorhaben der klinischen Medizin im ersten Rah-
menplan für den Hochschulbau (November 1971)

- Empfehlungen zu Bauvorhaben der Medizin im zweiten Rahmenplan
nach dem Hochschulbauförderungsgesetz (Januar 19?3). E + St 23,
s. 13 ff.

- Zweite Stellungnahme zur Finanzierung von Ausbaumaßahmen an
Lehrkrankenhäusern nach dem Hochschulbauförderungsgesetz (Janu-
ar 19?3). E + St 73, S. 31 ff.

- Empfehlungen zum Ausbau der zahnmedizinischen Forschungs- und
Ausbildungsstätten (Mai 1973). E + St 73, S. 11? ff.

- Stellungnahme zum Umbau des Hauses Dahlem als Klinik für perina-
tale Medizin - Nachmeldung des Landes Berlin zum dritten Rahmen-
plan (Mai 1974). E + St 74, S. 135 ff.

- Erste Empfehlung zu Bauvorhaben der Medizin im vierten Rahmen-
plan nach dem Hochschulbauförderungsgesetz (Juli 1974). E + St 74,
s. 153 f.

- Zweite Empfehlung zu Bauvorhaben der Medizin im vierten Rahmen-
plan nach dem Hochschulbauförderungsgesetz (September 19?4).
E + St 74, S. 155 ff.

- Dritte Empfehlung zu Bauvorhaben der Medizin im vierten Rahmen-
plan nach dem Hochschulbauförderungsgesetz (November 1974).
E + St 74, S. 159 ff.

- Erste Empfehlung zu Ausbaumaßnahmen an Lehrkrankenhäusern -
Lehrkrankenhäuser in Hessen - (Februar 19?b)

- Zweite Empfehlung zu Ausbaumaßnahmen an Lehrkrankenhäusern _
Lehrkrankenhäuser in Bayern - (April 197b)

- Dritte Empfehlung zu Ausbaumaßnahmen an Lehrkrankenhäusern _
Lehrkrankenhäuser in Berlin - (Mai 19?5)

- Stellungnahme zum Ausbau des Klinikums der Universität KieI (Sep_
tember 1975)

- Vierte Empfehlung zu Ausbaumaßnahmen an Lehrkrankenhäusern _
Lehrkrankenhäuser in Nordrhein-Westfalen - (September 1 g?5)

- Fünfte Empfehlung zu Ausbaumaßnahmen an Lehrkrankenhäusern _
Lehrkrankenhäuser in Hessen - (Oktober 19?b)
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- Sechste Empfehlung zu Ausbaumaßnahmen an Lehrkrankenhäusern -
Lehrkrankenhäuser in Baden-Württemberg - (Januar 19?6)

- Siebte Empfehlung zu Ausbaumaßnahmen an Lehrkrankenhäusern -
Lehrkrankenhäuser in Bayern - (April 1976)

- Achte Empfehlung zu Ausbaumaßnahmen an Lehrkrankenhäusern -
Lehrkrankenhäuser in Hessen - (April 1g?6)

- Neunte Empfehlung zu Ausbaumaßnahmen an Lehrkrankenhäusern -
Lehrkrankenhäuser in Rheinland-Pflalz - (Juni 19?6)

- Empfehlung zu Großgeräteanmeldungen der Medizin (Januar 197?)

- Empfehlung zur Aufnahme von Bauvorhaben der Medizin in den
sechsten Rahmenplan für den Hochschulbau und Grundsätze für das
weitere Verfahren der Überprüfung der Bauvorhaben der Medizin
durch den Wissenschaftsrat (Januar 1977)

- Dringliche Bauvorhaben der Medizin in Bayern, Ergänzung der Emp-
fehlung zur Aufnahme von Bauvorhaben der Medizin in den sechsten
Rahmenplan für den Hochschulbau und Grundsätze für das weitere
Verfahren der Überprüfirng der Bauvorhaben der Medizin vom 28.
Januar 1977 (JuIi 1977)

- Empfehlung zum Ausbau des Klinikums der Universität Regensburg
(Mai 1977). E + St 77, S. 258 ff.

- Empfehlungen zum Ausbau des Klinikums der Universität Ulm (Juni
1977). E + St 77, S. 274 ff.

- Zehnte Empfehlung zu Ausbaumaßnahmen an Lehrkrankenhäusern -
Lehrkrankenhäuser in Rheinland -Pfalz - (Januar 1 9 7 7 )

- Elfte Empfehlung zu Ausbaumaßnahmen an Lehrkrankenhäusern -
Lehrkrankenhäuser in Hessen - (Januar 1977)

- ZwöIfte Empfehlung zu Ausbaumaßnahmen an Lehrkrankenhäusern -
Lehrkrankenhäuser in Baden-Württemberg - (Januar 19?7)

- 13. Empfehlung zu Ausbaumaßnahmen an Lehrkrankenhäusern -
Lehrkrankenhäuser in Rheinland-Pfalz - (April 19TT)

- 14. Empfehlung zu Ausbaumaßnahmen an Lehrkrankenhäusern -
Lehrkrankenhäuser in Nordrhein-Westfalen - (Mai 19??)

- 15. Empfehlung zu Ausbaumaßnahmen an Lehrkrankenhäusern -
Lehrkrankenhäuser in Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz und
Schleswig-Holstein - (Juni 1977)

- 16. Empfehlung zu Ausbaumaßnahmen an Lehrkrankenhäusern -
Lehrkrankenhäuser in Baden-Württemberg, Hessen und Rheinland-
Pfalz - (September 1977)

- 17. Empfehlung zu Ausbaumaßnahmen an Lehrkrankenhäusern -
Lehrkrankenhäuser in Nordrhein-Westfalen und im Saarland - (No-
vember 1977)
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- 18. Empfehlung zu Ausbaumaßnahmen an Lehrkrankenhäusern -
Lehrkrankenhäuser in Baden-Würtemberg - (Dezember 1977)

- 19. Empfehlung zu Ausbaumaßnahmen an Lehrkrankenhäusern -
Lehrkrankenhäuser in Baden-Württemberg und Bayern - (Februar
1978)

- 20. Empfehlung zu Ausbaumaßnahmen an Lehrkrankenhäusern -
Lehrkrankenhäuser in Berlin, Hessen, Schleswig-Holstein - (April
1978)

- 21. Empfehlung zu Ausbaumaßnahmen an Lehrkrankenhäusern -
Lehrkrankenhäuser in Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen,
Hessen und Rheinland-Pfalz - (Juni 1978)

- 22. Empfehlung zu Ausbaumaßnahmen an Lehrkrankenhäusern -
Lehrkrankenhäuser in Baden-Württemberg, Berlin, Hessen und
Nordrhein-Westfalen - (November 1978)

- Empfehlung zum Ausbau des Klinikums der Universität Göttingen
(Mai 19?8). E + St 78, S. 201 ff.

- 23. Empfehlung zu Ausbaumaßnahmen an Lehrkrankenhäusern -
Lehrkrankenhäuser in Bayern und Rheinland-Pfalz - (Januar 1979)

- 24. Empfehlung zu Ausbaumaßnahmen an Lehrkrankenhäusern -
Lehrkrankenhäuser in Hessen und Rheinland-Pfalz - (April 1979)

- Empfehlung zum Ausbau des Klinikums Charlottenburg der Freien
Universität Berlin (Juni 1979). E + St 79, 5.224 ff.

- Empfehlung zum Ausbau des Klinikums der Universität Gießen (Juni
1979). E + St 79, S. 234 ff.

- Steilungnahme zur Einrichtung einer Ausbildung im Fach Humanme-
dizin an der Gesamthochschule Kassel (Juni 1979). E + St ?9,

s. 243 ff.

- Empfehlung zum ergänzenden Einsatz von Medien im Medizinstudium
(Juli 1979)

- Entschließung zur Kapazitätsermitttung in der Medizin (November
1979). E + St ?9, S. 252

- Stetlungnahme zu Fragen der Rheumabekämpfung (August 1979).

E + St 79, S.253 f.

- Einbeziehung von Krankenanstalten in Ludwigshafen in die Medizin-
ausbildung (Januar 1980). E + St 80, S. 330 ff.

- Errichtung zusätzlicher Behandlungseinheiten für die Zahnmedizin
im Rudo1f-Virchow-Krankenhaus in Berlin (Januar 1980)

- Stellungnahme zur Errichtung einer zahnmedizinischen Forschungs-
und Ausbildungsstätte in Ludwigshafen (JuIi 1981). E + St 81,

s. 136 ff.
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Stellungnahme zu Fragen der ärzUichen Ausbildung (Januar 1982).
E + St 82, S. 161 ff.

Stellungnahme zum Neubau der Medizinischen Fakultät der Techni-
schen Hochschule Aachen als Zentralklinikum (März 1982).E + St 82,
s. 177 ff.

Stellungnahme zur Errichtung einer medi.zinischen F orschungs- und
Ausbildungsstätte an der Universität Augsburg (November 1982).
E + St 82, S. 207 ff.

III. Empfehlungen und Stellungnahmen zu Einzelfragen

- Empfehlung zur Errichtung einer internationalen Sternwarte in Süd-
afrika (Juni 1958). E + St 58-71, S. 11

- Empfehlung zvr Größe und Organisation von Instituten (März 19bg).
E + St 58-71, S. 11

- Empfehlung über die Eingliederung neuer Dauerstellen in die Lehr-
körper der wissensehaftlichen Hochschulen (März 1960)

- Beschluß zur ÜberfüIlung der wissenschaftlichen Hochschulen (Mai
1960)

- Empfehlung betreffend die Aufgaben der Deutschen Forschungsge-
meinschaft und deren Finanzierung (Juni 1961)

- Empfeilung zur Förderungswürdigkeit des Neubaues für das Hein-
rich-Hertz-Institut für Schwingungsforschung in Berlin (Mai 1962).
E + St 58-71, S. 12

- Empfehlung zrr Errichtung eines Krebsforschungszentrums in Hei-
delberg (Juli 1963). E + St 58-71, S. 12

- Ergänzende Empfehlungen zur Stellung der Wissenschaftlichen Räte
und der Abteilungsvorsteher (November 1963)

- Appell an die Länderregierungen, die Novellierung der Hochschulleh-
rerbesoldung zvm 1. April 1964 durchzuführen (Februar 1964)

- Empfehlung zur Errichtung von Instituten außerhalb der Hochschulen
(November 1964). E + St 58-71, S. 12

- Empfehlung an den Bund, das für das Heiligenberg-Institut geplante
Bauvorhaben grundsätzlich zu fördern (November 1964). E + St
58-71, S. 12

- Empfehlung zur Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft
über Aufgaben und Finanzierung in den Jahren 1966 bis 1968 (Januar
1965)

- Stellungnahme zur Förderung der Radioastronomie in der Bundesre-
publik Deutschland (Dezember 1965). E + St 58-71, S. 13 ff.
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- Stellungnahme zur Frage der Errichtung einer Außenstelle des Ham-
burger Bernhard-Nocht-Instituts für Schiffs- und Tropenkrankheiten
in Liberia (Dezember 1965). E + St 58-71, S. 16

- Empfehlung zur Neuordnung der Forschung im Bereich des Bundes-
ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (Januar
1966)

- stellungnahme zur Frage der Errichtung eines Forschungsinstituts für
Embryonalpharmakologie in Berlin (Mai 1966)' E + St 58-71, S' 1?ff.

- Stellungnahme zum Bau eines ethnologisch-missiologischen Museums
in St. Augustin (Mai 1966). E + St 5B-71, S. 20 f.

- stellungnahme zur Errichtung einer wissenschaftlichen Arbeitsstelle
beim Goethe-Institut zur Pflege deutscher Sprache und Kultur im
Ausland (September 1966). E + St 5B-71, S. 22 f.

- Steliungnahme zum Institut für Deutsche Sprache in Mannheim (Ok-
tober 1966). E + St 58-71, S. 24 f.

- Stellungnahme zum Institut für Molekulare Biologie, Biochemie und
Biophysik in Stöckheim bei Braunschweig (Dezember 1966).

E + St 58-71, S. 26 f.

- Empfehlung zur Förderung der Forschung auf dem Gebiet des land-
wirtschaftlichen Kulturbauwesens (April 1967). E + St 58-71, S. 28 ff.

- Stellungnahme zur Errichtung eines Max-P1anck-Instituts für Astro-
nomie (Juti 1967). E + St 58-71, S. 32 ff.

- Stellungnahme zur Errichtung eines Hochmagnetfeld-Laboratoriums
(Juli 1967). E + St 58-71, S.42 ff.

- Steltungnahme zum Ausbau des Robert-Koch-Instituts des Bundesge-
sundheitsamtes in Berlin (November 1967). E + St 58-71, S. 46 ff.

- Empfehlung zu der Denkschrift der Deutschen Forschungsgemein-
schaft ,,Aufgaben und Finanzierung. III. 1969-1971" (Mai 1968)

- Stellungnahme zu der Umwandlung der Hochschule für Politische
Wissenschaften e.V. in München in eine staatliche Hochschule (Febru-
ar 1969). E + St 58-71, S. 56 ff.

- Stellungnahme zur Errichtung eines ,,Deutschen Instituts für seelische
Gesundheit" (Modellinstitut für sozialpsychiatrische Forschung und
Therapie) (Mai 1969). E + St 5B-?1, S. 60 ff.

- Stellungnahme zu dem Vorhaben der Deutschen Forschungsgemei-
schaft auf Errichtung eines Primatenzentrums (Mai 1969).

E + St 58-71, S. 69 ff.

- Empfehlungen zur Förderung der Festkörperforschung (Mai 1969).
E + St 58-?1, S. 75 ff.

- Stellungnahme zu dem Erlaßentwurf über die Neuordnung der For-
schung im Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung,
Landwirtschaft und Forsten vom Juni 1969 (Juti 1969)
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- Stellungnahme zur Förderung der Perinatalen Medizin in Berlin (JuIi
1969). E + St 58-?1, S. 103

- Ergänzung der sogenannten Anlaufliste für die Sonderforschungsbe-
reiche (Juti 1969)

- Erste Empfehlung zur Bereitstellung von Finanzmitebr für die Förde-
rung von Sonderforschungsbereichen (Januar 1970)

- Ergänzung der Anlaufliste für die Sonderforschungsbereiche (Januar
1970)

- Empfehlungen zur Förderung der Friedens- und Konfliktforschung
(Mai 1970). E + St 58-71, S. 104 ff.

- Stellungnahme zur Errichtung eines,, Wissenschaftszentrums Berlin "
(Juli 1970). E + St 58-71, S. 111 ff.

- Stellungnahme zur Errichtung eines Instituts für Wissenschaftsge-
schichte und Wissenschaftsforschung (Juti 1970). E + St 58-?1,
s. 118 ff.

- Steliungnahme zur Errichtung eines Instituts für Höchstspannungs-
Elektronenmikroskopie (JuIi 1970). E + St 58-71, S. 121 ff.

- Stellungnahme zur Förderung von Forschung und Lehre auf dem
Gebiet der Internationalen Beziehungen und der Auslandswissen-
schaften (JuIi 1970). E + St 5B-71, S. 125 ff.

- Verfahrensordnung für die Einrichtung und Finanzierung von Sonder-
forschungsbereichen vom 20. November 19?0 (November 1970)

- Ergänzung des Verzeichnisses der anerkannten Sonderforschungsbe-
reiche (November 1970)

- Beschluß zur Förderung der Sonderforschungsbereiche im Jahre 1971
(Januar 1971)

- Zweite Empfehlung zur Bereitstellung von Finanzmitteln für die För-
derung von Sonderforschungsbereichen (Januar 1971)

- Stellungnahme zu der geplanten Errichtung eines Bundesinstituts für
BevöIkerungs- und Familienforschung (Januar 1971). E + St 58-71,
s. 129 ff.

- Stellungnahme zum geplanten Deutschen Historischen Institut in
London (Mai 1971). E + St 58-71, S. 135 ff.

- Stellungnahme zur Errichtung eines Instituts zur Erforschung der
deutschen Sprache (JuIi 197i). E + St 5B-71, S. 139 ff.

- Vorläufige Stellungnahme zu dem Gutachten zur Neuordaung der
Ausbildung und Bildung in der Bundeswehr (Juli 19?1)

- Stellungnahme zur Gründung des ,,International Institute for Applied
Systems Ana1ysis" (Dezember 1971). E + St 58-71, S. 148

- Bericht über die Hochschulbesuche im Sommersemester 1971 (Januar
1972). E + St 72, S. 69 ff.
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- Stellungnahme zu dem geplanten Gemeinschaftsinstitut für Luft- und
Raumfahrttechnik in Garching (Januar 1972). E + St 72, S. 9 ff.

- Stellungnahme zum ki.i,nftigen Standort der Tierärztliehen Fakultät
der Universität München (Januar 1972). E + St 72, S. 14 ff.

- Stellungnahme zu der Denkschrift der Deutschen Forschungsgemein-
schaft ,,Aufgaben und Finanzierung IV: 1972-1974" (Januar 1972).
E + St 72, 5.27 ff.

- Beschluß der Wissenschaftlichen Kommission zur Neuordnung des

Beratungswesens im Bereich der Bildungsplanung (Mai 19?2).

E + St 72, S. 33.

- Dritte Empfehlung zur Bereitstellung von Finanzmitteln für die För-
derung von Sonderforschungsbereichen (Mai 1972). E + St 72,5.29 ff.

- Stellungnahme zu der geplanten Gründung eines Zentralinstituts für
Optik (Mai 1972). E + St 72, S. 34 ff.

- Stellungnahme zur Errichtung einer Kriminologischen Zentralstelle
(Mai 1972). E + St 72, S. 39 ff.

- Stellungnahme zu dem Plan der Gründung eines ,,Internationalen
Forschungsinstituts für Umweltfragen" des Wissenschaftszentrums
Berlin (JuIi 19?2). E + St 72, S. 42 ff.

- Stellungnahme zur Überführung des Max-Planck-Instituts fi.ir Tier-
zucht und Tierernährung in den Forschungsbereich des Bundesmini-
steriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (JuIi 1972).
E + St 72, S. 48 ff.

- Empfehlung zur Bereitstellung von Finanzmitteln für die Förderung
von Sonderforschungsbereiehen in den Jahren 1974 bis 1976 (Januar
1973). E + St 73, S. 48 ff.

- Stellungnahme zu dem Plan der Gründung eines ,,Internationalen
Instituts für vergleichende Gesellschaftsforschung" im Wissenschafts-
zentrum Berlin (Januar 19?4). E + St ?4, S. 29 ff.

- Empfehlung zur Bereitstellung von Finanzmitteln für die Förderung
von Sonderforschungsbereichen in den Jahren 19?5 bis 1977 (Januar
1974). E + St 74, S. 39 ff.

- Empfehlung zur Finanzierung der Sonderforschungsbereiche durch
Bund und Länder im Jahre 1975 (November 1974)

- Arbeitsbericht zur Planung und zum Bedarf der Hochschulen an
Rechenkapazität (November 1 974)

- Stellungnahme der Wissenschaftlichen Kommission zur Kündigung
des Abkommens über den Wissenschaftsrat (Januar 1975)

- Entschließung zur Situation der Geschäftsstelle (Januar 1975)

- Stellungrrahme zu dem PIan der Gründung eines ,,Internationalen
Forschungsinstituts für Umweltfragen" im Wissenschaftszentrum
Berlin (Januar 1975). E + St ?5, S. 21 ff.
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- Arbeitsprogramm des Wissenschaftsrates für 1975 (Januar 1g?5)

- Beschluß der Wissenschaftlichen Kommission zur Situation des Bera-
tungswesens im Bildungsbereich (Mai 1975)

- Ste1lung:rahme zur Gründung eines Instituts für internationales und
ausländisches Finanz- und Steuerrecht (November 19?5). E + St 75, S.
257 tf..

- Empfehlung zur Bereitstellung von Finanzmitteb: für die Förderung
von Sonderforschungsbereichen im Jahre 1976 (November 1975).
E + St 75, S. 264 ff.

- Stellungnahme zum fünften ,,Grauen Plan" der Deutschen For-
schungsgemeinschaft: Aufgaben und Finanzierung V (1976 bis 19?8)
(Januar 1976). E + St 76, S. 13 ff.

- Arbeitsprogramm des Wissenschaftsrates fijrr 1976/77 (Juli 19?6)

- Empfehlung zur Förderung der Sonderforschungsbereiche (Januar
197?). E + St 77, S. 68 ff.

- Bericht zum Arbeitsprogramm des Wissenschaftsrates fijr L976/77
(JuIi 1977)

- Arbeitsprograrnm des Wissenschaftsrates fnr 1977/78 (Juli 197?)

- Verfahrensordnung der Deutschen Forschungsgemeinschaft und des
Wissenschaftsrates für die Einrichtung, Förderung und Beendigung
von Sonderforschungsbereichen (Juli 1977). E + St 77, S. 88 ff.

- Empfehlung zur Einrichtung von fürrf neuen Sonderforschungsberei-
chen (Mai 1978). E + St 78, S. I ff.

- Arbeitsprogramm des Wissenschaftsrates ftir 19?8/79 (Juli 1978)

- Empfehlung zltr Einrichtung von vier neuen Sonderforschungsberei-
chen (November 19?8). E + St 78, S. 15 ff.

- Empfehlung zur Errichtung eines niedersächsischen Forschungsinsti-
tuts für Küstenbiologie in Wilhelmshaven (November 1978). E + St 78,
s. 20 ff.

- Empfehlung zur Einrichtung von drei neuen Sonderforschungsberei-
chen (Juni 19?9). E + St ?9, S. 41 ff.

- Empfehlung zur Einrichtung von drei neuen Sonderforschungsberei-
chen (November 1979). E + St 79, S. 46 ff.

- Empfehlung zut Erriehtung eines Polarforschungsinstituts (Juni
19?9). E + St 79, S. 17 ff.

- Stellungnahme zum sechsten ,,Grauen Plan" der Deutschen For-
schungsgemeinschaft: Aufgaben und Finanzierung VI (1979-1982)
(Juni 1979). E + St 79, S. 52 ff.

- Arbeitsprogramm des Wissenschaftsrates für 1979i80 (Juli 1979)
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- Empfehlung zur Förderung des wissenschafUichen Nachwuchses (Ja-
nuar 1980). E + St 80, S. 7 ff.

- Empfehlung zur Forschungsberichterstattung der Hochschulen (Janu-
ar 1980). E + St 80, S. 39 ff.

- Empf ehlung zur Einrichtung weiterer Sonderforschungsbereiche (Mai
1980). E + St 80, S. 72 ff.

- Empfehlung zur Einrichtung weiterer Sonderforschungsbereiche (No-
vember 1980). E + St 80, S. 83 ff.

- Stellungnahme zum Zentralinstitut für Seelische Gesundheit (Juli
1980). E + St 80, S. 96 ff.

- Arbeitsprogramm des Wissenschaftsrates für 1980/81 (Juli 1980)

- Stellungnahme zum Institut für Arterioskleroseforschung (November
1980). E + St 80, S. 122 ff.

- Stellung:rahme zum Zentralinstitut für Versuchstiere (November
1980). E + St 80, S. 111 ff.

- Empfehlung zur Förderung der Polymerforschung in der Bundesrepu-
blik Deutschland (November 1980). E + St 180, S. 46 ff.

- Empfehlungen zur Förderung empirischer Sozialforschung (Januar
1981). E + St 81, S. 80 ff.

- Empfehlung zur Förderung besonders Befähigter (Mai 1981). E + St
81, S. 70 ff.

- Empfehlung zur Einrichtung weiterer Sonderforschungsbereiche (Mai
1981). E + St 81, S. 115 ff.

- Arbeitsprogramm des Wissenschaftsrates für 1981/82 (Juli 1981)

- Empfehlung zur Einrichtung weiterer Sonderforschungsbereiche (No-"
vember 1981). E + St 81, S. 123 ff.

- Empfehlung zur Dauer der Förderung von Sonderforschungsbereichen
(November 1981). E + St 81, S. 107 ff.

- Stellungnahme zur Errichtung des Wissenschaftskollegs zu Berlin,
Institute for Advanced Study (Mai 1982 ). E + St 82, S. 119 ff.

- Empfehlung zur Einrichtung weiterer Sonderforschungsbereiche (Mai
1982). E + St 82, S. 135 ff.

- Arbeitsprogramm des Wissenschaftsrates 1982/83 (Juli 1982)

- Empfehlung zur Einrichtung weiterer Sonderforschungsbereiche (No-
vember 1982). E + St 82, S. 143 ff.

- Stellungnahme zu Forschung und Datenschutz (November 1982).
E + St 82, S. 93 ff.
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